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a i öni { 18: 

Berlin, 14. März. Der Kaiſer bat den lönigl. bair. Staa 
anwalt am k. bair. oberften Zerichtshofe zu München, Hanauer, en 
den k. preuß. Rechtsanwalt, Juſtizrath Dr. Meyer in Thorn zu ib 
Geb. Ober⸗Reg.⸗Rätben und vortr. Rüthen, den k. preuß. Tribunals⸗ 
ath Kienitz zu Königsberg zum kaiſ. Geh. Reg. Rath und vortr. 


Rath. te den Zul. preuß. Stadtger⸗Ratth Hagens hierſelbſt zum 
Aa den- ate und ae Hülfsarbeiter im Reichskanzler Amte 


ernannt. f 
5 Her Rechtsanwalt und Notar a. D. Quenftedt aus 


rombera tft unter Wiederaufnahme in den Juſtizdienſt zum 
dvokaten im Bezirk des k. Appell.⸗Ger. zu Frankfurt a. M., mit An 
ifung feines Wohnſitzes daſelbſt, ernannt worden. 


elegraphiſche Rachrichten. 
Münſter, 13. März. Der Biſchof von Münſter, deſſen Verhaf⸗ 
tung beute nicht vollzogen werden konnte, da er auf Reiſen gegangen 
war, ſoll ſich nach Cleve begeben haben. Nach anderweitigen Mel⸗ 
dungen ſoll der Biſchof zu einer prieſterloſen Gemeinde gefahren ſein, 
N die er an jedem Sonnabend zu beſuchen pflege. Ueber den Zeitpunkt 
feiner Rückkehr iſt nichts bekannt. (Bal. Artikel Münſter.) 28 
Straßburg i. E., 13. März. Der Oberpräſident v. Möller iſt 
zum Bevollmächtigten zum Bundesrathe ernannt worden. 
Verſailles, 13. März. [Nationalverfammlung.] In 
der heutigen Sitzung wurde die dritte Berathung des Geſetzes über 
ie Cadres der Armee beendigt. Die Wahl des Präſidenten wird 
auf Montag feſtgeſetzt. Die Linke wird dem Vernehmen der „Agence 
Savas“ zufolge für die Präſidentſchaft Audiffret⸗Pasquiers ſtimmen, 
wenn das rechte Zentrum ſich für Duclere (Linke) als Vizepräſidenten 
erklären ſollte. ü 
Nom, 14. März. Gutem Vernehmen nach wird ein italieni⸗ 
ig es Geſchwader den Kaiſer von Oeſterreich von Venedig nach Pola 
egleiten. — Die „Opinionc“ erklärt gegenüber der der „Times“ aus 
Berlin zugegangenen Meldung, daß die italieniſche Regierung keine 
Note der deutſchen Regierung bezüglich des Verhaltens des 
| apſtes gegen Deutſchland erhalten habe. f 
Der Senat nabm in feiner geſtrigen Sitzung die Artikel des 
gesetzes, betreffend den Mißbrauch der geiſtlichen 
sgewalt, an. Der Berichterſtatter empfahl die Annahme der 


Nachricht, 
onſiſtorium zum Kardinal ernannt werden ſolle, wird hier mit gro⸗ 
ger Beſtimmtbeit aufrecht erhalten. ch 
Stockholm, 13. März. Der Staatsminiſter und Miniſter der 
Juſtiz, v. Carleſon, hat dem Könige geſtern fein Demiſſionsge⸗ 
ſuch übergeben. Der König bat daſſelbe jedoch noch nicht angenoms 
men, ſondern ſich feine Entſcheidung vorbehalten. Der Minifter bleibt 
daber vorläuſig auf ſeinem Poſten. 5 
London, 13. März. John Mitchell iſt bei der geſtrigen Par⸗ 
lamentswahl in Tipperary mit 3114 Stimmen wiedergewählt worden. 
ein Gegenkandidat Moore erhielt 746 Stimmen. 
Die gerichtliche Unter ſuchung wegen der Kolliſion des dubliner 
Dampfers „Magnet“ mit der deutſchen Bark „Wein“ (Kapitän 
Hohenfelde) iſt jetzt beendigt. Der Kapitän des „Magnet“ wurde der 
Fahrläfſigkeit schuldig befunden und deßhalb auf 4 Monate von der 
Führung des Schiffes ſuspendirt. N 
Petersburg, 13, März. Der deutſche Botſchafter, Prin Reuß, 
* vorgeſtern Abend hier eingetroffen und hat geſtern dem Fürſten 
Vortſchakoff einen Beſuch gemacht. Das Befinden des Prinzen iſt be 
kriedigend. — Ueber die Richtung, welche die Sibiriſche (Ural-) Bahn 
dehmen wird, iſt noch Nichts beſtimmt, aber die Entſcheidung wird, 
dem Vernehmen nach, in kürzeſter Friſt erfolgen. — Der frühere Mi⸗ 
After der Wege und Verkehrsanſtalten, Graf Bobrinskt, iſt hier ein 
getroffen und nach kurzem Aufenthalte nach Paris gereift. 


Fam 


Vom Landtage. 
8. Sitzung des Herrenhanſes. 


| Berlin, 13. März, 11 Uhr. Am Miniſtertiſch Juſtizminiſter 
Ren nhardt und die Geheimen Käthe Kurlbaum II. und Dr. 
8 ölyel. Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Geſetz⸗ 
Entwurf, betreffend das Vormundſchafts weſen. 

N Die Vorlage, welche ein einheitliches Vormundſchaftsrecht für den 
q 


— 
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anzen Umfang der Monarchie ſchaffen und insbeſondere die 
ae veralteten Beſtimmungen des Titel 18 Theil II. des Allg. 
udrechts erſetzen fol, handelt in 100 Paragraphen und 5 Abſchnit⸗ 
en vom Bormundihafiögeriht, der Vormundſchaft über Winde: jäb⸗ 
dige, der Vormundſchaft über Großjährige (Geiſteskranke, Verſchwen⸗ 
der), der ſogenannten Pflegſchaft und pon allgemeinen Schlußbeſtim⸗ 
dungen; ſie beſchränkt die richterliche Thätigkeit in Vormundſchafts⸗ 
laden gegenüber der heutigen ausgedehnten richterlichen Machtbefug⸗ 
vi des Landrechts, insbeſondere ift ſo viel wie möglich jede Toätig⸗ 
flat der richterlichen Behörde ausgeſchloſſen, welche nicht als ein Aus 
Jutz der Obervormundſchaft als oberaufſehender Gewalt erſcheint. 
ſandeſſen wird die Obermundidaft nicht mehr durch ein Kollegium, 
ondern durch Einzelrichter geübt; ferner iſt in dem Entwurf der Ge» 
lie en dewalſenra th als ein Organ eingefügt, durch welches 
Ae Sicherung des Wohles der Mündel die wünſchenswerthe Aufſicht 
Ser die Vormünder ausgeübt werden fol. Schon durch die Äußere 
Niellung, welche die Vorſchriften über den Gemeindewaiſenrath in 
fam Abſchnitt von der obrigkeitlichen Aufſicht über den Vormund ge⸗ 
anen baben, win der Entwurf andeuten, dag durch jenes Iuftikut 
An etwa ein felbfiändiged Zwiſchenglied zwiſchen Staat und Bor- 
nd eingeſchoben oder eine Zweitbeilung der obervormundſchaftli⸗ 

MR Aufficht herbeigeführt werden fol. Noch deutlicher als die ſyſte⸗ 
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Mittag⸗ Ausgabe. 


ener Beilung. 


Achtundſiebzigſter 
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Montag, 15. Mär 


(Erſcheint täglich drei Mal.) 


matiſche Stellung zeigt aber ein Blick auf den Inhalt jener Vorſcheif⸗ 
ten, daß die geſammte obervormundſchaftliche Leitung in einheitlicher 
Weiſe bei dem Gerichte verbleiben, und daß nur die 1 
Berion eines Vertrauensmannes dem Richter ein Hilfsorgan bei der 
Wahrnebmung jener Funktionen bieten fol. 


as die Mitwirkung der Familie als eines Begriffsganzen bei 
eaufſichtigung und Führung der Vormundſchaft betrifft, fo iſt 
zwar das Inſtitut des Familienraths, wie daſſelbe vom franzöſiſchen 
Rechte ausgebildet und in ähnlicher Weiſe in dem barriſchen Eatwurſe 
vorgeſchlagen iſt, nicht aufgenommen worden, vielmehr nur die gut⸗ 


der 


achtliche Anhörung von Verwandten des Bflegebefoblenen in den nach 


dem Crmeſſen des Richters geeigneten Fällen in Ausſicht genommen. 
Ankererſeiis iſt aber auch für beſondere Fälle ein tzamilienrath in 


dem Entwurf angenommen, welcher anſtatt des Richters die Vor⸗ 


mundſchaft zu beaufihtigen hat und nach dieſer Richtung noch freier 
Nach W geſtellt iſt, als der Familienrath des franzöſiſchen 
echt 


Der Entwurf bat vorgeſchlagen, einen Familienratb zu bilden, 
} ormund zu beauſſichtigen hat, 
dem Vormund aber unter dieſer Aufſicht die ſelbſtſtändige Führung 
0 ſoll eine feſte, von 
Fall zu Fall nicht wechſelnde Organiſatton haben und als dauerndes 
Organ den Vormundſchaftsrichter erfetzen, fo daß die Mitwirkung des 
letzteren nur in wenigen durch die Natur der Sache gebotenen Aus⸗ 
( 1 Er ſoll deshalb aber nur in beſonderen Fällen, 
nicht bei allen Vormundſchaften hergeſtellt werden. Der Entwurf hat 
aber ferner, anknüpfend an das framöſiſche und das in dem Bezirk 
Appellgtionsgerichts zu Greifswald geltende Recht, das Inſtitut 


welcher an Stelle des Richters den V 
der Vormundſchaft beiäßt. Dieſer Familienrath 


nahmefällen eintritt. 


des 
eines 3 Gegenvormundes aufgenommen und glaubt, in 
demſelben das $ 


die Sicherbeit des Pflegebefoblenen beträchtlich erhöht. 


Dem Gegenvormund iſt für gewiſſe Geſchäfte eine beſtimmte Mit 
wirkung, welche eine Kontrole in ſich ſchließt, im Uebrigen aber nur 
allgemein die Beaufſichtigaung der vormundſchaftlichen Verwaltung 
aufgegeben worden. Der Umfang der ſtattfindenden Verwaltung muß 
auch den Umfang dieſer Beauffistigung beſtimmen. Allgemein gültige 
Maße aufſtellen. Daß 


Regeln laſſen ſich darüber nur in geringem N 
der Vormund verpflichtet ift, zum Zwecke der Bufficht über feine Ver⸗ 
waltung Auskunft zu geben, verſteht ſich von ſelbſt. Der Vormund⸗ 
ſchaftsrichter findet insbeſondere überall, wo feine Genehmigung 
zu einer Handlung des Vormundes erforderlich iſt, in dem Gegen; 


vormunde das Organ, welches ihm die Kenntniß der thatſächlichen 


5 der Beurtheilung unabhängig von dem Vormunde ver⸗ 
mittelt. 

Der Entwurf ſchreibt jedoch die Beſtellung eines Gegenvormundes 
nur für diejenigen Vormundschaften vor, welche mit einer Vermögen s⸗ 
verwallung verbunden find, Bei anderen Vormundſchaften iſt ein 
Bedürfuiß einer beſtä üer e den Ueberwachung des Ve 
mundes in vermö licher Beziehung der Regel n 


sre gel nach nicht vor⸗ 

banden. Wollte man bei allen Vormundſchaften regelmäßig Gegen ⸗ 

vormünder beſtellen, fo würde dies nur zu einer zweckloſen Vermeh⸗ 

rung der Arbeit des Richters und zu einer Verminderung der dem 

Richter in ſeinem Sprengel zu dem Amte als Vormund oder Gegen⸗ 

1 für wichtigere Fälle zur Verfügung ſtehenden Perſonen 
ren. 

Die 11. Kommiſſien des Herrenbauſes hat die Vorlage durchbe⸗ 
rathen und mehrfache ſowohl redaklionelle als auch ſachliche Aende⸗ 
rungen vorgenommen, auf welche näher einzugeben der Referent 
Dr. Dernburg ſich in der Spezialdebatte vorbehält. Derſelbe leitet 
die Generaldiskuſſion mit einem eingehenden Vortrage über die Prin⸗ 
Npien des Geſetzez ein und führt ungefähr aus: Die Kommiſſion hat 
den Entwurf in 25 Sitzungen ſorgfältig durchberathen. Noch niemals 
hat unſerem Vaterlande eine ſo umfangreiche Aenderung des Rechts 
vorbeſtanden als gegenwärtig. Es iſt dies eine nothwendige Folge der 
in den letzten Jahren vollzogenen poliuſchen Umwälzung. Die Vor⸗ 
lage der Regierung legt die Geſchäftsfübrung in die Hand des Vor: 
mundes ſelbſt. Es wird ihm eine freie Bewezung verſtattet, das Geſetz 
tritt ihm mit beſonnenem Vertrauen und nicht von vornherein mit 
Mißtrauen entgegen, wie dies das allgemeine Landrecht gethan hat. 
Neben dem Vormund muß — wenn dies nicht der Vater des Pflege⸗ 
befoblenen iſt, — ein Gegenvormund beſtellt werden, falls mit der 
Vormundſchaft eine Vermögensverwaltung verbunden iſt und nicht 
mehrere Vormünder zu ungetrennter Verwaltung beſtellt find.” Es 
erſcheint aber die Kontrole des Vormunes durch den Einzelrichter in 
allen Fällen als das allein richtige Syſtem. Sie fördert Einheit der 
Geſchäftsführung, in Plan und Ausführung, konzentrirt die Verant⸗ 
wortlichkeit und bewahrt vor dem Mißſtand, daß Richter als milper⸗ 
antwortlich in Anſpruch genommen werden, die bei den Beſchlüſſen, 
um die es ſich handelt, nur auf Grund des Referats eines Kollegen 
muſtimmten, ohne in der Lage zu fein, eine ſelbſtändige Prüfung ans 
ſtellen zu können. So wird die Vorlage nicht nur wohlthätig im Ges 
biete des den e d Rechts wirken, ſondern hoffentlich auch eine 
1 werden für die von Reichswegen zu ſchaffende Gerichtsorga⸗ 

iſation. 

Juſtizminiſter Dr Leonhardt: Ich bin der Kommiſſion dieſes 
Hauſes ſehr dankbar für die gründliche Prüfung, welcher fie diefes 
Geſetz in verbältnigmägig nur kurzer Zeit unterworfen hat. Einzelne 
der von ihr vorgenommenen Veränderungen ſind nicht nur formelle, 
ſondern auch ſachliche Verbeſſerungen; anderen Punkten ſteht die Regie⸗ 
rung indifferent gegenüber, gegen einzelne hat ſie Bedenken, doch im 
Großen und Ganzen acceptirt ſie die Arbeit der Kommiſſion. Ueber 
die Opportunilät des Geſetzes kann ich mich ganz kurz faſſen. Datz 
im Gebiete des Allgemeinen Landrechts eine Reform des Vormund⸗ 
ſchafts rechts dringend nothwendia iſt, wiederholen ſeit Jahrzehnten alle 
betheiligten Gerichte in ihren Berichten. Es ſpricht aber auch dafür 
die auffallende Erſcheinung, daß die an ſich nicht ungefährliche Inſti⸗ 
tution der befreiten Vormünder eine ganz außerordentliche Ausdehnung 
im Lande erfahren hat. Der vorliegende Verſuch einer Reform des 
Vormundſchaftsrechts iſt nicht der erſte in feiner Art. Das Bedürfniß 
dazu wurde ſeit 1866 geradezu dringend, weil es nämlich eines großen 
Staates nicht würdig iſt, eine Mannigfaltigkeit der Rechte in indiffe⸗ 
renten Rechtsmaterien darzubieten. Man bat Bedenken gegen das 
Geſetz darin gefunden, daß zwei verwandte Nebengeſetze nicht gleich⸗ 
ü mit ihm vorgelegt worden. Erſtlich iſt dieſer Zuſammenhang 
ein ſehr loſer, zweitens aber liegen dieſe Geſetze dem Abgeordneten⸗ 
baufe vor, bei dem fie verfaſſungsmäßig eingebracht werden mußten. 
Konſequenter wäre es vielleicht geweſen, auch dieſe Vorlage zunächſt 
and Abgeordnetenhaus zu bringen, indeſſen wurde im Jutereſſe der 
Arbeitstheilung anders verfahren. Der Reichsgeſetzgebung konnte die 
Regelung des Vormundſchaftsweſens nicht überlaſſen werden; denn 
das bürgerliche Geſetzbuch wird vorausſichtlich fo bald nicht fertig 
werden; auſſerdem liegt es aber auf der Hand, daß auch die Reform 
durch das Reich nach den in dieſem Geſetze niedergelegten Prinzipien 


Jahrgang. 
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Gemeinde in der 


ittel gefunden zu haben, welches, ohne die Einfachheit 
der Verwaltung und die Selbſiſtändigkeit des Vormundes zu gefährden, 
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Inſerate 20 Pf. die ſechsgeſpaltene Zeile oder deren 
Raum, Reklamen verhältnißmäßig höher, ſind an die 1875 
Expedition zu ſenden und werden für die am folgenden 
Tage Morgens 7 Uhr erſcheinende Nummer bis 5 Uhr 0 * 
Nachmittags angenommen. 
erfolgen muß, ſo daß die künftige Reichsgeſetzgebung ſich auf eine 
bloße Reviſion wird beschränken können Präjudizirt kann das Reich 
dadurch nicht werden, weil es ſich hier nicht um eine Frage von poli⸗ 
tiſcher Nebenbedeutung handelt, wie etwa bet den Schwur⸗ oder 
Schöffengerichten. — Die Ausdehnung des Einzelrichteramts auf das 
Vormundſchaftsrecht ift eine legislative Nolhwendigkeit. Zweifellos 
wird uns die Gerichtsorganiſatton ſelbſtſtändige Einzelrichterämter 
dringen. Die nothwendige_ Folge davon iſt die Bildung ſehr großer 
Landgerichtsbenrke, fo daß die kollegialiſche Bearbeitung von Vor⸗ 
mundſchaftsſachen zu gam unerträglichen Mißſtänden führen müßte⸗ 
Sie exiſtirt übrigens fo wie fo nur in dem Gebiete des Landrechts. 
Auch das Wachſen der Geſchäftslaſt der Richter macht eine folche 
Beſtimmung nothwendig. Eine Entlaſtung der richterüchen Thätige 
keit wird immer dringender, und ich empfehle Ibnen 5 
Geſetz zur Annahme, daß dieſe Abſicht in ſo reichlichem Maße ver⸗ 
wirklicht. (Beifall.) 
Dr. v. Goß ler (Kronſondikus und Tribunals⸗Vräſident in Kö 

nigsberg) tritt den für die Bedürfnißfrage geltend gemachten Gründen 
durchaus bei. Für jeden mit den Verhältaiſſen Bewanderten erſcheint 
die Reform namentlich auf dem Gebiete des Landrechts unabweislich, 
und der Einwand, daß man die Materie der Reichsgeſetzgebung über⸗ 


laſſen, widerlegt ſich ſchon durch die einfache Erwägung, daß gerade der 


Reichs geſer gebung durch ein einheitliches Vormundſchaftsrecht in Freu⸗ 
ßen am beſten der Boden geebnet wird. Unter vielen anderen Vor⸗ 
zügen iſt namentlich die weſentliche Entlaſtung der Gerichte bervorzu⸗ 
beben. Nach den in der Kommiſſion vorgenommenen Abänderungen 
ſeisder Entwurf zur Annahme nur zu empfehlen. 

Herr v Wed ell erinnert daran, daß die Vorlage kein Mitglied 
der Kommiſſion vollkommen befriedigt habe, und daß ſelbſt die Anhän⸗ 
ger derſelben von vornherein die Nothwendigkeit betont hätten, we⸗ 
ſentliche Umgeſtaltungen vorzunehmen. Trotz folder ſei das Werk doch 
Niemanden zu Dank gemacht, und ſeldſt diejenigen Beſtimmungen, 
welche in der Theorie gerechtfertigt erſcheinen möchten, würden ſich in 
der Praxis ganz anders ausnehmen. Mit dem Gedanken des Ent⸗ 
wurfs, dem Vormunde eine freiere Bewegung zu gewähren, ſei er ein ⸗ 
verſtanden, dennoch könne er die Stellung des Vormundes durchaus 
nicht für beneidenswerth halten, da derſelbe den Nörgeleien eines Ge⸗ 
genvormundes, der Aufſicht des Familien⸗ und Gemeindewaiſenraths 
2c. unterworfen bleibe. Andererſeits ſeien die Kautelen gegen einen 
oflichtvergeſſenen Vormund nicht beſonders wirkſam. Er müſſe im 
Allgemeinen ſich dahin erklären, daß die Reform zu früh komme. Die 
landrechtlichen Beſtimmungen find keineswegs fo ſchlecht, daß man fie 
ncht noch einige Jahre ertragen könne. us dieſem Grunde bitte er 
e e ee a Adee at: 5 

ra ttberg (Kronſyndikus und Appellgerichts : Bräfident in 
Glogau) iſt nicht ohne Bedenken gegen die gänzliche Beſeitigung der 
kollegialiſchen Beſchlußfaſſung — Bedenken, von deren Berückſichtiaung 
er unter Umſtänden fern difimtives Votum abhängig machen müßte. 
m‘ meinen erachtet er aber die 2 ce des Vorredners 
5 8 was eine objektive Prüfu 
geben muß. 


gen des Geſetzes binweiſen, wenn daſſelbe, wie beſtimmt, am 1. Jan. 
1876 in Kraft treten ſoll. Mit dieſem Tage würden die Beſtände der 
Generaldepoſitorien auf den Staat übergehen, es find das 26 300,000 
Thlr. Hypotheken und 26 900,000 Thlr., welche bet der Preuß. Bank de⸗ 
ponirt find. Die Bank würde alſo dieſe Summe am 1. Januar 1876 
zur Verfügung des Staats zu halten haben. Sie iſt ganz unzweifel⸗ 
haft dazu im Stande, fie wird dann aber ihren Kredit ganz außeror⸗ 
dentlich einſchränken müſſen. Es wird der Bank nun zwar in Ausficht 
. daß der Staat ihr die Gelder über den 1. Jan 1876 hinaus 

elaſſen werde. Man darf aber eine große Bank nicht in die Poſition 
bringen, vom Staate etwas zu erbitten, deſſen ſie, um ihren Zweck, 
zu erfüllen, nothwendig bedarf. Der Redner behält ſich daher ein 
Amendement vor, durch welches der Einfübrungstermin noch um einige 
Zeit über den 1. Januar 1876 hinausgeſchoben wird. 

Finanzminiſter Camphauſen: Der Vorredner überſiebt, daß 
mit dem 1 Januar 1876 die Exiſtenz der Preuß. Bank aufhört und 
die Reichsbank ins Leben trüt. Daraus ergiebt ſich ſchon die Noth⸗ 
wendigkeit, das bisherige Verhältniß anderweit zu ordnen. Es liegt 
daher in der Natur der Sache, daß Staat und Reichsbank ſich zu ver⸗ 
ſtändigen haben. Ebenſo läſtig, wie es für die Bank ift, zum 1. 8 
1876 eine fo bedeutende Summe, wie 26 Millonen, zur Dispoſition 
halten, ebenſo läſtig iſt es für den Staat, dieſe Summe zu überneh⸗ 
men. Die Abhebung der Gelder dürfte daher auch nur in mäßigem 
Umfange * Daneben iſt aber wahrſcheinlich die Reichsregie⸗ 
rung in der Lage, zu jenem Termine ſehr anſehnliche Beträge der 
Bank zu überweiſen. Aus dem Einführungstermin des Geſetzes wer⸗ 
den alſo für die Bank keine Schwierigkeiten erwachſen, ſo daß es nicht 
3 ſein würde, die ſo nothwendige Reform deshalb zu ver⸗ 

ieben. 

Generalflaatsanwalt Wever weiſt in ausführlicher Rede nach, 
daß die neu einzuführenden Inſtitute des Gegenvormundes, des Fa⸗ 
milienraths u. ſ. w. ſich bereits im Gebiete des franzöſiſchen Rechts 
bewährt baben. Seine Bedenken gegen die Vorlage beziehen ſich auf 
einzelne Beſtimmungen, deren Durchführung bei der heutigen Lage des 
rheiniſch⸗ franzöſiſchen Rechts und der demſelben eigenthümlichen 
kassen iz = Richters fih nicht ohne Schwierigkeiten ermöglichen 
aſſen würde. 

„Graf zur Lippe: Viel größer als die Schwierigkeiten der Ein⸗ 
führung des Geſetzes im Gebiete des franzöſiſchen Rechts werden die⸗ 
ſelben im Gebiete des Landrechſs fein. Aber es tft einmal ein Zug der 
Zeit, alles ſchablonenmäßig für das ganze Rechtsgebiet zu ordnen, 
gleichviel oh überall die tbatfählihen Vorausſetzungen dafür vorhan⸗ 
den ſind. Es gilt Fe als Glaubensſatz, daß Vormund⸗ 
ſchaftsſachen nicht kollegialiſch bearbeitet werden dürfen; ſchon Graf 
Rittberg, einer der älteſten Richter des Landes, hat hier ſeine abwei⸗ 
chende Meinung bekundet; ich kann mich ihm nur, anſchließen: kleine 
Vormundſchaften werden im Gebiete des Landrechts ſchon heute von 
einem einzelnen Richter bearbeitet, große werden auch künftig — wenn 
die Sache nicht Schaden nehmen ſoll — von Kollegien bearbeitet 
werden müſſen. Ein einbeitliches Recht für die Monarchie ſchafft der 
Entwurf doch nicht, denn die Grundſätze des Familienrechts, welche 
auch für das Vormundſchaftsweien in Betracht kommen, bleiben nach 
wie vor für die drei Rechtsgebiete in Preußen verſchieden. Es bleibt 
nichts übrig, als die Frage in dem allgemeinen bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche für das Reich zu regeln. Wenn der Juſtizminiſter der Meinung 
war, daß die Reichsgeſctzgebung die Prinzipien dieſes Geſetzes accepti⸗ 
ren werde, fo ift das eine Behauptung, an deren Eintreffen ich im 
Intereſſe der Sache Zweifel bege. Wenn es der Würde Preußens 
nichts geſchadet hat, daß es 60 Jahre lang zweierlei Recht in indiffe⸗ 
renten Rechtsmaterien kultivirt hat, ſo wird es wohl noch eine Reihe 
von Jahren zu ertragen ſein, wenn ſeit 1866 dreierlei Recht in in⸗ 
differenten Rechtsmaterien beſteht. Die Inſtitutionen des Allgemeinen 


der Vorlage er⸗ 
Bankpräſident v. Dechend will nur auf die wirtbſchaftlichen Fol⸗ 
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f Bus und die Zahl itrer Mitglieder erheblich ausgedehnt hat. 


andrechts find dem Volke in unſeren alten Provinzen lied und theuer 

2 u. = man befürchtet, daß das Neue wohl Unſicherheit, aber 
ne Verbeſſerungen in unſer Rechtsleben bringen wird. 

Juſtüm niſter Dr. Leonhardt: Wenn von Gegrern der Vor⸗ 


lage behauptet wird, fie führe neue Prinzipien in das Recht ein, jo. 


kommt es darauf an, was man alt oder neu nennen will. Ich halte 
dieſe Prinzirien für ſehr alt. Sie beſtehen in ganz Deutſchland mit 
Ausnahme des landrechtlichen Gebietes und baben ſich wohl bewährt. 
Ob das Berürfnig einer Aenderung des Vormundſchaftsrechts vor⸗ 
handen ift, darüber zu urtheilen find die Gerichte viel kompetenter 
als das Haus und fie baben ſeit Jahrzehnten erklärt, daß es nicht fo 
weiter geht. Es fragt ſich, was denn an dem bisherigen Rechte ge⸗ 
ändert wird: aufgegeben iſt nur der Grundzug des preußiſchen Rechts, 
daß der Vormund vom Richter bevormundet, zu einem Werkzeug 
deſelben herabgedrückt wird. Das Geſetz wäre auch ohne die bevor⸗ 
ſtehende Aenterung der Gerichtsorganiſalion nothwendig geworden, 
weil die Regierung die Verantwortung file die Folgen der fortdauern⸗ 
den Ueberlaſtung der Gerichte nicht übernehmen könnte. Well das 
Haus visien Schritt nicht mit ihr machen, fo muß die Regierung ihm 
die Verantwortlichkeit für jene Folgen überlaſſen. 

Geheimrath Kurlbaum wendet ſich ausführlich gegen v. Wedell 
und Graf Lippe. Man konnte mit dem Geſetze nicht auf die Durch⸗ 


führung der neuen Gerichtsorganiſation warten, denn man hälte dann 


die Benrke der Einzelrichter nach dem gegenwärtigen Umfange dee 
richterlichen Thätigkeit abmeſſen müſſen, und ſpäter, nachbem dieſe 
Thätigkeit vermindert worden, einzelne Awtsrichterſtellen wegen Mangel 
an Geſchäften wieder einziehen, alſo die ganze Organiſation von 
Neuem in Frage ſtellen müſſen. Die Bebauptung, daß die Vorlage 
doch lein (inhertliches Recht enthalte, iſt nur in ſehr beſchranktem 
Maße richtig, ſie trifft nur zu bezüglich einzelner Momente beim An: 
fange und beim Ende der Vormundſchaft, die Inſtiute von fo unters 
eordneter Natur betreffen, wie beiſpielsweiſe das Ruhen der päter⸗ 
ichen Gewalt, eine Einrichtung, die viele Mitglieder des Hauſes nicht 
einmal dem Nomen nach kennen. 8 
Oberbürgermeiſter Bredi (Barmen) begrüßt den Entwurf als 
eine weſentliche Förderung der Rechſsein heit, um derentwillen die 


Rheinländer ſich gern einer Veränderung ihrer Rechtszuſtände unter⸗ 


werfen, ſelbſt wenn ein Bedürfniß zu deren Abänderung nicht drin⸗ 
gend wäre. Daß aber das Geſetz gerade bei Mitgliedern des Hauſes. 
welche dem land rechtlichen Gebiete eniſtammen, Widerſpruch findet, iſt 
um fo auffälliger, als die landrechtliche Ober⸗Vormundſchaft wie ein 
Alp empfunden wird, der auf Vormand und Mündel laſtet, ſo daß 
meiſt durch teſtamentariſche Beſtimmung Vorſorge getroffen wird, mit 
Hilfe der Einſetzung befrester Vormünder die richterliche Einmiſchung 
auszuschließen. Viel berechtigter ſeien die Wünſche der Rheinprovinz, 
welche hoffentlich noch mehr als bisher durch Amendirungen ihre Be⸗ 
rückſichtigung finden würden. 

Um 4 Ude wird die Generaldebatte vertagt. (Zum Worte gemeldet 
iſt noch Graf Brühl.) Nächſte Sitz ing: Montag 11 Uhr. (Fortſetzung.) 


0 29. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 


1 Berlin, 13 März. 10 Uhr. Am Miniſtertiſche Camphauſen, 
Falt und zahlreiche Kommiſſarien. i . 
Ein Schreiten des Juſtizminiſters, das die Ermächtigung zur 
aftechtlichen Verfolgung ver in Hamm erſcheinenden „Bergiſch⸗Mär⸗ 
ſchen Zeitung“ wegen Beleidigung des Abgeordnetenhauſes nachſucht, 
wird an die Geſchäftzorbnungs⸗Kommiſſion verwieſen. F 
Die Berathung des Etats des Kulusminifteriums beginnt heute 
mit dem Kapitel 126: Kunſt und Wiſſenſchaft. Zu Titel 1: Zu⸗ 
ſchuß für vie Akademie der Küntte und die damit verbundenen Anſtal⸗ 
ten: 342,066 Mark (gegen das Vorjahr 104,766 Mark mehr) beantragt 
die Budgetkommiſſton: die Steatsrezterung aufzufordern, dafür Sorge 
zu tragen: 1) daß bie Zahl der gewählten Mitglieder im Senat, na⸗ 
mentlich in der Sektion für Tonkunſt, verſtärkt werde und auch die 
Kunits und Muſikgelehrten aus Wahlen der Sekuonen hervorgeben; 
2) daß zu dem Unterrichte in der Künſtlerſchule und in den Meiſter⸗ 
ateliels auch Schülerinnen zugelaſſen werden.“ 


Referent Abg. 145 Virchow: Während bisher die Regierung 
mit den 


ſcheinbar planlos Kunſtinſtitulen in die Zukunft fleuerte, bat 
ſie diemal nicht blos in den Erläuterungen zum Etat ihre Abſichten zu 
erkennen gegeben, ſondern auch ein „pre viſoriſches Statut der Akademie 
der Künſte“ vorgelegt. Die im Statut vorgeidhiasene Drganifation 
iſt allerdings eine ſebr komplizirte, fo daß es ſchwierig iſt, ein klares 


Bild von den Beſtandtheilen der Akademie der Künſte zu gewinnen. 


Das liegt aber zum großen Theil an der Entwickelung unſerer Aka⸗ 
demie, die mmer mehr und mehr praktiſche Schulen in ſich ee 
In der 

ubgetkommiſſion fand es allgemeine Billigung, daß die Regierung 
nicht gleich feſte Normen vorſchlägt, ſondern auf der Baſis des Beſte⸗ 
benden ein Proviſorium einrichler, ohne der ſpäteren Eutwicklung be⸗ 
a Bahnen vorzuſchreiben, ſo daß es möglich iſt, irgend welche 


t etwa beſtehende fehlerhafte Inſtuukionen zu forrigiren. Die Aka⸗ 
mie fol nun aus einer akademiſchen Mitgliederverſammlung, den 
eigentlichen Akademikern, beſtehen, die aus den verſchiedenen 
Vertretern der Malerei, Bildhauerei und des Kupferſtichs zuſammeg⸗ 
geſetzt werden fol; die Architektur nimmt dabei eine verhältnißmäßig 
untergeordnete Pofition ein. In Beziehung auf die Zahl der Mitglie⸗ 
der iſt das Statut fehr liberal, da an eine Beſchränkung derſelben nicht 
edacht worden ift, wie dies in andern Ländern wohl geſchiebt; man 
önnte auch der Meinung fein, daß eine Fixirung der Mitgliederzahl 
die Selbititändigfeit der Verſammlung heben könnte. Der Charakter 
diefer Verſammlung wird dadurch beſtimmt, daß man den Kreis der 
Mitglieder entweder auf die ausübenden Künſtler beſchränkt, oder die 
Akademie auch für Kunſigelehrte und Kunſtbiſtoriker zugänglich macht; 
in dieſem letztexren Sinne werden die Akademien anderswo gebildet, fo 
die Academie des beaux arts zu Paris. Aber unſeres Künſtler halten den 
utritt niefer Elemente barınädig fern. Im $ 6 des proviſortiſchen 
tatutes iſt die Ernennung der Kunfgelehrten dem Miniſter üperlaſ⸗ 
fen; die Budgetkommiſſion war rer Meinung, daß man auch ſie den 
Mitgliedern bberlaſſen müſſe. Die Mitgliederverſammlung wird nicht 
recht in Wir klamleit kommen, wenn nicht Beſprechungen über Kunſt⸗ 
werke u. f. w. in Ausſicht genommen werden; denn wenn die Mitg ie ⸗ 
der nur zur Wahl eines Senatsmitgliedes oder zu ähnlichen formellen 
Geſchäften zuſammentreten ſollen, fo wird die Gemeinſamkeit keine 
grotze werden. Die Mitgliederverſammlung befieht aus zwei Gruppen 
für die bildenden Fünfte und für Muſik. Daneben beſtehen nun die 
prakliſchen Kunſtſchulen, die ebenfalls in zwei enſprechende Abtherlun⸗ 
en zerfallen; für die bildenden Künſte die akademiſchen Meiſter⸗ 
teliers, die Künſtlerſchulen und die Kunſt⸗ und Gewerkſchulen; für 
Mufik die Hochſchule für Muſik mit den Abtherlungen für wu⸗ 
ſikaliſche Kompoſition und für ausubende Tonkunſt und das Jaſti⸗ 
tut für Kirchenmuſik. Diele beiden Gruppen liegen ſoweit ansein: 
ander, daß ein innerer Zuſammenhang zwiſchen ihnen nicht exiſhrt, 
es wird auch beabfichtiat, fie räumlich zu trennen, fo raß ſich der Zu⸗ 
fammenhang noch mehr lockern wird Es iſt allerdings die Frage 
aufgeworfen, ob die Negierun; berechtigt iſt, bei einer fo wichtigen 
Organifa lon obne Mitwirkung der Landes vertretung vorzugehen; 
man glaubte, daß dies allerdings bei einer grun lezenden Organi- 
ſation nolhwendig ſein würde; da ſich aber das Statut nur als ein 
Proviſorinm charalteriſirt, glaubte man dietzmal von dieſer Fraue ab⸗ 
ſehen zu können. Die Hochſchuſe für Muſik iſt nicht ein einheitliches 
Inſtitat, einheitlich iſt nur die Hochſchule für ausübende, Tonkunſt ; fie 
beiigt einen Direktor, ordentliche Lehrer und Hülfskräfte. hat einen 
Verwaltungsrath und iR auch don einem Lehrerkollegium vie Rede. 
Der Direktor wird unter Genehmigung Sr. Majeſtät vom Kultus⸗ 
miniſter ernannt, die Lehrer ernennt der Miniſter auf Vorſchlag des 
Direktors, die übrigen Lehrkräfte ernennt der Direktor unter Zuſtim⸗ 
mung des Miniſters; die Stellung des Verwaltungsrathes iſt dunkel. 
da fr die Ernennung feiner Mitglieder vom Minifter keine Schranke 
und Vorſchrift beſteht. Es find aus der muſikaliſchen Welt vielfache 
Klagen und Angriffe laut geworden, deren Berechtigung wir ſpäter 
noch dei Gelegenheit der Petitionsberalhung zu beurtheilen im Stande 
ein werden. In der Budgetkommiſſion war man der Meinung, daß 
die Mi tgliederderſammlung der Hochſchule für Muſik dadurch eine 


größere Einwirkung erhalten müſſe, daß die Zahl ihrer Senatsmit⸗ 
alierer verſtärkt wird. Wenn für den Eintritt der Schuler in die 
Akademie die Berechtigung zum einjährig⸗freiwilligen Dienft gefordert 
wird, ſo glaube ich, daß dieſe Forderung nirgends weniger an 
ihrer Stelle iſt als hier; eine allgemeine Bildung wird aller⸗ 
dings von den Schülern gefordert werden müſſen, allein, daß für 
Kunftgenies die Quah fikation zum einjährigen Dienſt nothwendig 
jet, ſcheint mir doch nicht erforderlich. (Heiterkeit) Eine une 
gerechtfertigte Beſchränkung iſt es aber, wenn dieſe koſtſpienge 
Organisation blos dem männlichen Geſchlechte zugänglich wäre; 
an der Hochſchule für Maſik wird die Möglichkeit der Zulaſſung 
von Schülerinnen reichlich benutzt. An der Hochſchule für bildende 
Künſte war nach dieſer Richtung hin noch keine Fürſorge getroffen, 
trotzdem das Bedürfnitz ein überaus großes war. Es mag in Zweifel 
gezogen werden, ob das weibliche Geſchlecht überhaupt ſo bervorra⸗ 
gende enietz für die ansübenden Künſte hervorbringen könne; aber 
es von vornherein einfach zu heſtreiten, dazu liegt kein Grund vor. 
Die Frauen könnten ſich mit Recht beſchweren, daß man ihnen die 
Möglichkeit der Konkurrenz abzuſchneiden ſuche. Es wäre überaus 
nothwendig, daß die Regierung bei Zeit Rückſicht nimmt alle Einrich⸗ 
tungen jo zu treffen, daß auch Schülerinnen Zulaß finden können. 
Dieſe Mahnung ſchien um fo notbwendiger, ald vie Regierung damit 
umgeht, neue bauliche Einrichtungen für die Akademie herzuſtellen; es 
wird dabei nothwendig ſein, auf ein größeres Kontingent von Schü⸗ 
lern zu rechnen. als dies bisher der Fall war. Des halb-empfeble ich 
die Annahme der Eta spoſitonen und der von der Budgetkommiſſion 
vorgeſchlagenen Reſolutionen und namentlich die fiillſchweigende Zur 
ſtimmung zu dem jetzigen Proviſorium, weil der in Demfeiben einge⸗ 
ginn nu ein vorſichtiger iſt, der aber allen Elementen freie 
Ahn Affe 

Regicrungs⸗Kommiſſarius Profeſſor Schöne: Wenn der Ru 
ferent aue führte, daß das Statut einige Aenderungen erfahren müſſe, 
jo kann die Regierung dem nur beißimmen, das wird ſich ja in der 
Praxis berausſtellen. Gegen die zweite Reſolution hat die Regierung 
keinen Widerſyruch zu erheben, bei der Hochſchͤle für Muſik iſt ja 
auch das weibliche Eiement in großem Maße zugelaſſen. Wie wert 
dies bei der Akabemie der bildenden Künſte ſich thun laffen wird, wird 
von praftiihen Verbältniſſen, von Lokalfragen und von dem Unter: 
richtesperſonal abhängig lein. Die erſte Reſolution enthält mebrere 
Wünſche; zunächſt fol das gewählte Element in der muſikaliſchen Sck⸗ 
tion des Senats verſtärkt werden. Dieſen Wunſch kann die Etantöre- 
gierung nur tbeilen, aber ihm Folge au geben, iſt fie in der That 
nicht in der Lage geweſen. Das gewählte Element ſoll nicht nur eine 
freie Vertretung der Mitglieder fein, ſondern auch ein wechſelndes 
Element gegenüber dem durch die geborenen Mitglieder repräſentirten 
ſtebenden Elemente des Senats. Wenn nun die muſikaliſche Aptheilung 
nur 4 Mi glieder hat und davon 2 in den Senat wäblt, fo it das 
wohl hinreichend; das wird ſich mit der Zeit ja ändern. Wenn es fer- 
ner getadelt wurde, daß der Minifter die kanſigelehrten Mitglieder er⸗ 
neunt und bar urch einen zu großen Einfluß ausübe, fo muß doch zu⸗ 
nächſt geltend gemacht werden, daß die Zahl der vom Miniſter ernanı« 
ten Elemente eine ſehr geringe iſt. Von den 22 Mitiliedern der Gruppe 
für bildende Künſte find 9 geborene Mitglieder, 9 gewählte und nur 
4 vom Miniſter ernannte Mitglieder. Es iſt aller oinzs in Frage ge: 
kommen, ob man den Einfluß der Regierung nicht anders geſtalken 
könnte und vielleicht für einen Künſtler, ſtatt für einen Kunſtgelebrten 
das Ernennunge recht vorzubehalten. Man hat aber daran fefgehalten, 
die Künſtler aus den Wahlen hervorgehen zu laſſen und das Ernen⸗ 
nungsrecht der Behörde auf diejenigen Elemente zu beſchränken, für 
welche ihr die Beurtheilung näher liegt als den praktiſchen Künſtlern. 
Ich kann ihnen alſo nicht empfehlen, dem erſten Punkte der Reſolution 
beizuſtimmen. 

Abg. Duncker: Für fünf Meiſterateliers find 30.000 Maxk 
ausgeſetzt; bis jetzt if aber nur Knaus berufen, der ſeit Oktober v. J. 
in Berlin iſt, aber noch kein eingerichtetes Atelier hat Die Be⸗ 
rufungen find ſchwierig, weil die dafür ausgeſetzten Mutel zu gering 
find; Knaus ſeibſt bat angenommen, weil es ihm, der als anerfannier 
Meiſter große Einnahmen hat und der in Berlin zu leben wünſcht, 
! gexgbe nkommt ze ein Gehalt von 
0 Talr. aktzeptirt. Dagegen follen die Verhandlungen mit einem 
‚erühmten Landſchafesmaler an der Unzulänglichteit der Gehaltsoffer⸗ 
ten geſcheitert fein Thäte man nicht beſſer, wenn man die Zahl der 
Alellers beſchränkte und die Gebälter erhöhte, zumal nur für drei 
Ateliers Rau vorbanden fein ſoll? Für den Direktor der Künſtler⸗ 
ſchule find nur 4500 Mark ausgeſetzt, und er müßte doch veſſer ge 
ſtellt ſein als jeder Vorſtand der Meiſterateliers. 

Reg⸗Kommiſſar Schöne: Es war die Abſicht, einen der Vor⸗ 
ficher von Meifterateliers zugleich zum Direktor der Künſtlerſchule zu 
ernennen, der alsdann beise Gehälter bezieben würde. Die erwähn⸗ 
ten Verhandlungen mit dem Landſchaflsmaler haben ſich noch deſſen 
ſchriſtlicher an den Herrn Kommiſſar gerichteten Erklärung nicht aus 
pekuniären Rückſichten zerſchlagen, ſondern die Gründe feiner Ableb— 
nung lagen in feiner gezenwärtigen Poſitton, von der er ſich nicht 
trennen will. Bei der Auswabl der von der Regierung zu ernennen: 
den Mitglieder des Senats werden fo weit als möglich die Vorſchläge 
deſſelben berückſichtigt. N 

Der Titel 1 wird angenommen, die erſte Reſolntion abgelehnt, die 

zweite angenommen. Zu Tit. 6: Zuſchüſſe für die Kunſtmuſeen in 
Berlin 31809 Mark demerkt Referent Abg. Virchow: Trotz der im 
vorigen Jahre an die Staatsregierung gerichteten Aufforderung, die 
Verbälrmſſe zwiſchen den Abtheilungedirektoren und dem Sachverſtän⸗ 
diesen Kollegium zu oronen, it dies bis jetzt nicht geſchen. Es heißt 
ſogar, daß der Generaldirektor ſeinen Abſchied gefordert bat und dieſe 
Stellung fortan als bloße Hofſtellung angeſeben werben fol. Es er⸗ 
ſcheint deshalb nothwendig, die Regierung an die vorjährige Reſolu⸗ 
tion zu erinnern. Ohne die Zuziehung Sachverſtändiger, die augen⸗ 
blicklich für einzelne Abtheilungen ganz fehlen, kann die beabſichligte 
Bildung neuer und Ausſcheidung bisberiger Abtheilungen für das Ge⸗ 
werbemuſeum nicht in gedeihlicher Weiſe erfolgen. So iſt z. B. auch 
durch die neuerdings vorgenommene Konſtruktion einer Anzahl 
Kabinets mit ſchiefen Wänden zwar eine beſſere Beleuchtung der 
Gemälde, zugleich aber eine bedenkliche Raumbeſchränkung einge⸗ 
treten. 
Nezierungs⸗Kommiſſar Schöne: Die veränderte Konftruf- 
tion der Kabmets iſt verſuchsweſſe behufs Ausſtellung der Suer⸗ 
mondeſchen Sammlung vorgenommen worden, die Entſcheidung über 
fel definitive Einrichtung derſelben wird auf Grund dieſer Probe er⸗ 
olgen. 

Abg. Bieſen bach wünſcht als Erfa für die durch die Kriegs⸗ 
ercigniſſe von 1805 nach München gelangte Düffelborfer Gemälce⸗ 
Sammlung, deren Marktpreitz auf 25 Mill. Mark geihägt wird, 
deren Kanſtwerth aber geradezu unfchätzbar iſt, daß in den nächſten 
Elat ein Poſten aufgenommen werde, um allmätig einen Fonds zur 
Beſchaffang einer der Düſſeldorfer Akademie würdigen Gemäldegalle⸗ 
rie zu ſchaffen. . x 

Abg. Lehfeldt macht auf die fenersgefährliche Unterbrin⸗ 
aung der Bilder im Berliner Muſeum aufmerkſam, welche zwiſchen 
Holz und Kaltan eng bei einander hingen. Er empfiehlt einen 
Neubau der Bildergallerie, bittet, am alten Muſeum zu Ehren 
Schinkels nichte zu ändern, ſondern ſpäter darin nur die Antiken 
auszubreiten. 

Abg. Duncker wünſcht, daß der an Sonntagen auf Anregung 
von Frau Fanny Lewald geſtattete Zutritt zu den Muſeen ſich nicht 
auf die kurze Zeit von 12—2 Uhr beſchränken, ſondern wenigſtens auf 
die Zeit von 11-4 Ubr erſtrecken möge, damit der den arbeitenden 
Klaſſen dargebotene Nutzen und Genuß ihnen auch wirklich zu Theil 
werde. Aber jener kurze Zeitraum von zwei Stunden kollioirt gerade 
mit der Stunde des Mittagseſſens und erzeugt ein Gedränge in den 
1 1 unſer Umſtänden zur Beſchädigung von Kunſtwerken 

Bei Tit. 10 (Zuſchüſſe für Kunſt⸗ und wißenſchaftliche Anſtalten, 
Sammlungen und Vereinen) ſpricht der Referent Abg. Virchow 
die Befürchtung aus, daß in Folge des Mangels eincs Dienſtlokals 
des geodätiſchen Juſtitats für die Zwecke der europäiſchen Gradmeſſung 
der Sitz dieſes internationalen Inſtituts nach einem anderen curos 


hat die große Mehrbeit der Kommiſſion der Maßregel der Regierung 


päiſchen Staate verlegt werden könnte. Die Petition des Wiesbadener 
Gemeinderathes um Erhödung des Zuſchuſſes für das unter der ee 
tung von Freſenius ſtehende hochberühmte chemiſche Laboratorium 

die Budgelkommiſſion der Staatsregierung zur Erwägung üderweiſen, 
da die hervorragende Stellung der Anſtalt in Folge des geringen 
Staatszuſchuſſes gefährdet fei. 

Geh. Rath Göppert verſpricht, die Staatsregierung werde in 
Würdigung des Intereſſes Preußens an der Feſthaltung des geodäti⸗ 
ſchen Inſtituts den Gegenſtand im Auge bebalten. Re. 

Abs. Dftendorfi will die jetzige eine Prüfung der Kandide 
ten des höheren Schulamts in zmet zerlegt wiſſen, eine wiſſenſcho ftliche 
nach Beendigung des akademiſchen Studiums, und eine zweite Ü 
die peaktiſche pädggogiſche Befähigung nach Verlauf einer gewiſſen 
Zeit. In der Zwiſchenzeit müſſe ſich der Kandidat in einem pädage 
glichen Seminar ausbilden; die Zahl der jest beſtebenden reiche nicht 
aus und müſſe erböht werden. Er bofft eine befriedigende Löſung 
dieſer Frage bei dem in Ausſicht ſtehenden Un errichtsgeſetz 

„Abg. Petri bittet die Staatsregierung, die Verhältniſſe des che⸗ 
miſchen Laboratoriums in Wiesbaden nochmals zu prüfen und daſſebe 
nicht verkümmern zu laſſen. . . 

Tit. 10 und der Antrag der Budgetkommiſſion wegen der Wied 
badener Petition werden genehmigt. 

Bei Tit. 11, zu verſchiedenen andern Ausgaben (Erhaltung und 
Bewachung von Denkmälern ꝛc.) 16,121 Mark 75 Pf. wünſcht Abe 
v. Heerem ann, daß im nächten tat der Fonds für die Erhaltung 
vaterländiſcher Bau und Kunſtdenkmälcr erhöht werden möge. 

Der Titel wird genehmigt. 

Die Etatsberalbung wird an dieſer Stelle durch Verleſung des 
folgenden Schreibens des Abg. Wolff (Köin) an das Präſidium um 
erbrochen: Zufolge Mittheilung meiner Familie drang am geſtrigen 
Tage ein Polizeikommiſſar in Begleitung zweier Schutzlente in meine 
Wohnung zu Köln, um im Auftrage des Staateprokarators zu 
Köln nach einer Dankadreſſe an den heiligen 
Vater Hausſuchung zu halten. Dieſe Hausſuchund fand ſtatt und 
wurden die von mir bewohnten Zimmer der erſten Etage durchſucht, 
aber nichts gefunden, da meiner Familie von einer ſolchen Adreſſe 
nichts bekantt war. Ich halte eine ſolche Hausſuchung zu einer Zeil, 
wo meine Pflicht als Aogcoreneter meine Anmelenheit in Berlin er“ 
fordert, als im Wiberſpeuch fichend mit den Beſtimmungen und dem 
Geiſte der Verfaſſung, welche die Abgeordneten während der Aus 
übung ihres Mandates gegen derartige Maßregeln ſchützen will. Ich 
beehre mich deshalb, den Antrag zu ſtellen, Ew. Hochwohlacboren 
wollen das Erforderliche veranlaſſen, um die verfaͤſſungsmäßigen Rechte 
des Haufes zu ſchützen. 

Präſident v. Bennigſen: Der Art 81 der preußiſchen Ber? 
faſſung beſtimmt: „Kein Mitglied einer Kammer kann ohne deren Ge“ 
nehmigung während der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe be⸗ 
drobten Handlung zur Unterſuckung gezogen oder verhaftet werden, 
außer, wenn es bei Ausübung der That oder im Laufe des nächſt⸗ 
folgenden Tages nuch derſelben ergriffen wird. Jedes Strafverfahren 
gegen ein Mitglied der Kammer und eine jede Unterſuchungs⸗ o 
Zivübaft wird für die Dauer der Situngeperiode aufgeboben, wenn 
die betreffende Kammer es verlangt.“ Nach der Mittheilung, die mir 
Seitens des Abg. Woeſf zugegangen, kann es allerdings zweifel ha 
fein, eb eine Unterſuchung vorliegt. Ich halte jedoch auch abs eſeben 
von dieſer Frage dieſes Vorgeben auf Grund der Mittheilung ? 
geeignet, um die Juftizkommiſſion des Hauſes zu beauftragen, das 
thatſächliche Verhällniß unter Zuziehung eines Kommiſſars ter Re 

ierung feſtzuſtellen und dem Haufe ſchleuniaſt darüber Bericht zu er? 
tatten. Ich gebe dem Haufe anheim, das Schreiben dieſer Kommiſſion 
zur mündlichen Ber ichtlerſtattung in einer der nächſten Sitzungen de 
Hauſes zu überweiſen. 

Das Haus erk ärt ſich damit einverſtanden. Die Etatsberalbung 
wird hierauf fortaeſetzt. Kapital 127 lautet: „Kultus und Unterr ich 
gemeinſam.“ In Titel 3 wird zur Verbeſſerung der äußeren 
Lage der Geiſtlichen aller Bekenntniſſe und Lehrer die 
Summe von 3,411 700 Mark 7 Pf. verlangt. Die Kommiſſion be 
tragt, den Titel 3 zu bewilligen, demſelben jedoch den Vermerk hi 
zufügen: aus den 5 Verſtärkung dieſes Fonts bimumtretenden 
Millionen Mark das Jabrezeinkommen der bereits 5 Jahre im 
befindlichen Gerſtlichen in epangeliſchen Pfarren auf 2400 Mark, 
katvoliſchen auf 18 0 Mark jährlich zu erböten. Der Ueberreſt ift 
Zulagen für Geistliche von einem Einkommen unter 2700 reſp. 30 
Mark zu verwenden. Dieſe Gehaltserböhungen und Zulagen find jed 
Ja wit erruflih und gewähren dem Empfänger keinerlei rechtlich 

nſpr — 4 

Ref. Abg. Wehrenpfennig: Der Kaltusminiſter bat viel 
Bewilltaung den Geiſtlichen zunächſt auf 10 Jabre als jährliche Z“ 
lage gewährt. Ju der Kommilfion wurde ausdrücklich konſtotirt, daß 
durch dieſe Friſt in Einer Weiſe der Charakter und das Recht nner 
ab jährigen Etalsbewilligung bat olterirt werden ſollen. Der Mimiſl 
hal ſpäter den Geiſtiichen ausdrücklich mitgetbeilt, daß dicſer Becurfniß⸗ 
zuſchuß von der jährlichen Bewilligung des Abgeordneſenhauſes g 1 
hänge. Der Vermerk, den Ihnen die Kommiſſion vorfdiäzt, ftügt ft 
auf die Erwägung, daß der junge, erſt in's Amt tretende Gerſtli 
ſehr wehl mit 600 Thlr. Gehalt auskommen könne, daß aber ſpätel, 
wenn er Famine und Kinder bat, eine Erhöhung natürlich und n 
wendig erſcheint. Nach der uns zugegangenen Nachweiſung be. ieh 
von den 8400 evangeiiichen Geiſtlichen des Staates 3167 ein Gebe 
unter 800 Thlr.; und dieſen würde alſo durch die vorgeſchlagene Maß 
regel zunächſt achoifen werden. Es cxiſtiren aber außerdem 169 
Geiſtliche, die zwar mehr als 800, aber weniger als 1 Ther. Ge- . 
balt haben. und auch diele würden, wenn unſer Vorſchlag angerommes 
wird, eine eniſprechende Gehaltszulage erballen können. Im Ucbrig 
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freudig zugeſtimm. Man bat gegen unferen Staat von gewiſſer S 1 
den Vorwurf geſchleudert, daß er ein beidniſcher, unchriſtlicher Stag 
ſei, daß er nichts wiſſen wolle von Religion und Chriſtentbum. Dur 
dieſe Maßregel werden ſolche Vorwürfe als vollkommen haltlos un 
unwabr er wieſen. 

Zur Debatte ſind 15 Redaer angemeldet. Abg. Duncker: 4 
muß gegen dieſe Mehrforderungen für Geiſt eiche ftimmen. In der Sl, 
gung vom Mai 872 äußerte ich Fürſt Bismarck wörtlich: „Ich tas 
für die Regierung nur den Standpunkt wahren, daß man von fe 
Regierung eines paritätiſchen Staates nicht verlangen kann, fie ſe 
konſeſſionell nach irgend einer Richtung auftreten; das kann eine fü 
2 8 nur dann, wenn fie eine Staatsreligion bat, wie wir fie nich 

aben.“ Hier iſt alfo von dem Liter unſeres Staatsweſens amt! 
konſtatirt, da, wir eine Staatsreligion nicht haben. Der Staat ba, 
alſo keinerlei Verpflichtung, den Angehörigen der verſchiedenen Konfeh 
fionen Mittel für ihre Kultuszwecke zur Verfügung zu fielen. Mas 
kann ſich allenfalls einen Zuſtand denken, wie er in Frankreich beſſck, 
wo der Staat die Geiſtlichen aller Konfeſſionen, der katboliſchen, 6 9% | 
geliſchen, jüdiſchen und aller anderen aus Staatsfonds beioipkt. 0 
wünſche einen ſolchen Zaſtand gleichfalls nicht, aber es ift weniaft er 
Konſequem darin. Hier aber handelt es ſich allein um die Aufbeſſ 
rung der Gehälter evangeliſcher und katholſcher Geiſtlichen. Wo blel 
da die Gerechtigleit gegenüber den Juden, Mennoniten, Altlutdera ag 
u. ſ. w.? Die Maßrrael der Regierung iſt ferner ein harter Sc 
gegen die Selbſtſtändigkeit der evangeliſchen Kirchen. Dieſe kann 17 
gefördert werden durch Selbſtbeſteuerung ihrer Mitglieder, aber et ! 
mermehr durch Unterſtützung aus Staatsmitteln. Ich bitte das Hau“ 
die hier geforderten Poſitionen abzuſetzen. 8 
Abg. Richter (Sangerbauſen)? Die Maßreael der Regieren 
berubt nicht nur auf einer moraliſchen, ſondern auf einer geſetzl ber 
Verpflichtung gegen die Geifilihen. In dem Epik vom 30 Oltinir 
1810, deſſen geſetzliche Giltigkeit unbeſtritten iſt, beißt es in 8 4: den 
werben für hinreichende Belohnung der oberften geistlichen Bebör⸗ 
und für ein reichlich dolirtes Gehalt der Geistlichen ſorgen 9 
Staat hat alio damals, als er die Kirchen Güter übernahm. ſich ae 
drücklich zu einem aus kömmlichen Gebalt der Geiſtlichen verpflichhe⸗ 
und wir müſſen demgemäß die hier geforderten Mehrforderungen 


willigen. 
Die Regierung legt ein ſehr bereue, 
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Kultusminiſter Falk: 
Gewicht auf die Annahme der hier neu geforderten Summen. 
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ſelbſt liegt dieſe Bewillung gam beſonders am Herzen. Ich wünſchte 
halb die Geſichtsvunkle, welche die Staatsregierung bei ihrem 
Vorſchlage geleitet haben, Ihnen des Näheren darzulegen, muß aber 
zu meinem Bedauern bekennen, Bo ich mich heute körperlich dazu 
außer Stande fühle. Indem ich des hald in Betreff dieſer Geſichte⸗ 
unkte auf meine Darſtellung bei der vorigen Etatsberathung zurück⸗ 
verweiſe, kann ich Sie nur dringend bitten, den Vorſchlägen der Re 
gierung beizutrelen. Gegen den von der Kommiſion beantragten 
ermerk hat die Regierung keine Einwendung zu machen. N 
Abg. Windthorſt (Meppen): Ich werde gegen dieſe Poſition 
ftimmen. Ich betrachte dieſe Forderung der Regierung nicht als eine 
Nanifeſtauon, daß der Staat noch kirchlich ſein wolle, ſondern aller⸗ 
ſtens als den Vexrſuch, ein Geldpflaſter auf die ſchweren Wunden 
zu legen, welche der Staat beiden Kirchen geſchlagen bat, (Seor wahr 
im Zentrum.) U:berbaupt muß ich jagen, daß bier im Etat wie auch 
ſonſt die Manipulation des Geldes und des Gelopunktes in den kirch⸗ 
lichen Dingen mir ſehr bebenklich wird und Da ich dabei lebhaft an 
gewiſſe Silberlinge erinnert werde. (Oho! links. Sehr richtig! im 
Zentrum) Ein natüclicher Grund für den hier gemachten Unterſchied 
in den Gehältern der evangeliſchen und katholiſchen Geiſtlichen iſt mir 
ganz unerfindlich. (Ruf: das Cölibat!) M. H. Sie haben durch das 
eichs⸗Zivilehegeſetz für den Staat alle Hinderniſſe beſeitigt, die in 
ezug auf das Cölibat beſtanden. Der Staat kann alſo auf das 
Coölibat keine Rückſicht nehmen, und fo wenig wir bei den Gehältern 
er Staatsbeamten einen Unterſchied machen zwiſchen verbeiratheten 
und unverheiratbeten Staatodienern, eben jo wenig darf das bier ger 
chehen. ! 

Abg Virchow: Nach der uns zugegangenen Nachweiſung be⸗ 
Heben die 8400 evangeliſchen Geiſtlichen im Staat ein Geſammtein⸗ 
kommen von über 26 Millionen Mark, das würde ducchſchmit ich für 
jeden 3106 Mark ausmachen. Es giebt aber 2151 Geiſtliche, welche 
allein den Löwenantheil, nämlich 11,932,000 Mark, alſo faſt 12 Mil⸗ 
lionen an Gehalt für ſich in Anſpruch nehmen und daher kommt es, 
daß die übrigen vielfach in unauskömmlicher Lage find. Ich perſönlich 
muß mich unter allen Umſtäaden gegen dieſe Mehr forderungen für 
Geiſtliche erklären, weil ich der Anſicht bin, daß der Staat keinerlei 

pflichtung hat, für rein kirchliche und konfeſſionelle Intereſſen in 
ſolchem Umfange die Mittel der Geſammtheit zu verwenden. Da ich 
mich aber nicht dem Verdacht ausſetzen will, als wollte ich dem Herrn 

ultusminifter Schwierinfeiten bereiten, ſo werde ich dennoch für dieſe 
Forderung der Regierung ſtimmen. (Ab! Heiterkeit im Zentrum.) 

Abg. Miquel: Es handelt ſich hierbei gar nicht um große Prin⸗ 
Üpienfragen, die Bewilligung kann aus irgend einem formalen Rechte 
gend einer Kirche nicht bergeleilet werden. Aber die Geſchichte des 
broußichen Staats in feinem Verhältniß zu den beiten großen Kirchen 
nvolvirt eine gewiſſe moraliſche Verpflichtung, ihnen zu helfen, wenn 
ſie ſich in Noth befinden. Wir haben es nicht mit einem allgemeinen 
theorctiſchen Verbältnitz von Staat und Kirche zu thun, ſondern mit 

nem realen hiſteriſchen Verhältniſſe. Wenn der Staat 1810 in feiner 
oth die Güter der Kirche ſich aneranete, fo nahm er damit auch die 
moraliſche Verpflichtung auf ſich, wenn ferne finanziellen Verhältniſſe 
es erlaubten, für die reichlichere Ausſtattung der kirchlichen Ste. en zu 
Orgen, Wenn die Verfaſſung der evangeliſchen Kirche durchgeführt 
ein wird, würde ich kein Bedenken tragen, derſelben ein deſtimmtes 
ermögen zur ſelbſiſtänoigen Verwaltung zu überweiſen, vorousgeſetzt, 
aß die Verfaſſung der Kirche die Garantie einer volkskhumlichen Ver⸗ 
ndung giebt. Wenn wir bier dieſe Bewilligung ausſprechen, ſo wer⸗ 
n keine Prinzipien anerkannt oder verleunnet. Den Standpunkt des 
Ab.. Windthorſt kann ich begreifen, aber nicht billigen; er geht davon 
aus, daß der Staat der katboliſchen Kirche dauernd die Dotation ver⸗ 
Sage; wenn er bei dieſer Auffaſſung konſequent bleiben wollte, hätte er 
der Bewilligung für die kalholiſche Kirche gegenüber eine andere Stel⸗ 
lung einnehmen müſſen. 5 h 4 
Referent Dr. Wehrenpfennig: Ich habe nicht recht verftan- 
den, ob ſich die Adgg Techow und Richter auf den Stanpunkt des 
Gerlach'ſchen Buches ſtellen, welches eine beſtimmte Rechlsverpflichtung 
des Staates gegen die Kirchen aufftelt. Die Deduk ion aus ter Ein 
Pehung des Kirchenvdermögens von 1810 iſt aber nicht gauz zutreffend, 
denn das Vermögen von Pfarreien wurde damals nicht eingezogen. 
r Abg. Windthorſt hat wieder von einem Geldpflaſter geſprochen, 
ß t Korrupion iſt, wie in den vier Tagen der Kultusdehatte 
bifaͤch, auch heute wieder gefallen. Wie es eine Krankbeit, die Ver⸗ 
Agungsmanie giebt, fo ſcheiut ſich eine Krankheit der Korruptions. 
Manie ſich auszubilden. Der Abg. Winothorſt meint, ich hätte nicht 
Notivirt. weshalb die kath. Geiſtlichen weniger bekommen ſollten. Ich 
habe das für ſelbſtverſtändlich gehalten; er wird ja doch auch wiſſen, 
daß ein gewiſſer reichlicher Segen auf unſeren Pfazrhäuſern zu ruhen 
pflegt, und dafür werden 200 Thlr. doch nicht zu viel ſein? Wenn er 
$ Veränderungen in Ausſicht geſtellt, fo kann ich nur ſagen, daß ich 
gern bereit bin 800 Thir. zu gewähren, wenn das Cölibat von einzel: 
den beſeuigt werden ſollte; ich meinerſeits würde noch eine Prämie 
kinzufügen, wenn der Ada. Windthorſt es wünſcht. (Heiterkeit) 48 
Perſönlich bemerkt Abz. Windthor ft (Meppen), daß er nid 
in Ausſicht geſtellt habe; er dabe nur geſagt, wenn das Cölibat u 
ehr vom Staat: anerkannt werde, können auch daraus 1 —f 
tungen mehr gemacht werden. Abz. v Gerlach 0 e Weh⸗ 
aſſerſchaft des vom Referenten zitteten Buches ab, worauf Dr. Weh⸗ 
enpfennig bemerkt, daß or das Buch des Lizentiaten Dr. Gerlach ge⸗ 
meint hape. 7 a 
Der Titel wird darauf mit dem von der Budgetlommiffion vor⸗ 
geſchlagenen Vermerke angenommen; für denſelben flimmen die vier 
aufe angehörenden Min ſter, die Geh. Räthe Perſius . 
Drei ; gegen den Titel fiımmt das Centrum und wenige Det 
der Fortierittepirtii, wie Duncker, Pariſius, Richter (Hagen), Kum⸗ 
Wert, Hagen u. A 2 PER Rufe 
A Zu Titel 8 Penſionen exllärt der Geh. Rolh G reif is 
Anfrage bes Abg. Dr. Wallichs, daß über ein Emeritirungsgeſet für 
de Geiſtlichen der Provinz Schleswig Holſtein die Verhandlungen 
dich schweben. Za Titel 14: 1500 Mark zur Unterſtützung der Ge. 
Kuſchaft zur Beſbrderung der evangeliſchen Miſſion unter den Be 
Nantragt Abg. Pariſius denſelben zu ſtreichen; er ſei feiner obgelk nt, 
85 Geſellcwaft habe geklagt und der Staat ſei vom Oberseite zur 

ahlung weruribeilt; es habe ſich aber feines Wiſſens bei der gie 
a um einen einmaligen Jahresbetrag gehandelt. Laſſen ne An- 
A a noch einmal klagen, vielleicht hat das Obertribung 

ändert. 3 5 
Rp Der Poſten wird ohne Aenderung mit fehr großer Mehrheit ge⸗ 

migt 
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Titel 15 fordert „zur Entſchädigung der Geistlichen und Kirchen⸗ 
bamten für den Ausfall von Stolgebühren“ 500,000 M. Die Badget⸗ 
des mitfion beantragt der Ueberichrift bimuzufügen: nach Maßgabe 
nos 8 54 des Geſetes vom 9. März 1874”. Dieſer Zuſas wird ange 
Immen und der Titel gegen die Stimmen des Zentrums genehmigt. 
N Die zu demſelben eingegangenen Peinionen werden für erledigt 
akärt; der Referent Dr Webrenpfennig macht beſonders 
uf eine derſelben, die don den Gemeindelirchenräthen Berlins aus: 
ehr, die ſich über den Ausfall der Stolgebühren für die Kirchen⸗ 
Jen beflasen, der fo groß ſei, daß den Geistlichen das Gehalt richt 
Ieedr gezahlt werden könne. In der einen Didzefe find 2081 Gebur⸗ 
ia, aber nur 1413 Taufen, alſo 679 Prozent: feroer 696 Ehe⸗ 
ließungen und nur 117 kirchliche Trauungen, alſo 16,8 Brownt ; in 
dr zweiten 3226 Geburten, 1629 Taufen, alſo 50,4 Prozent, 1006 
Abeſchließungen und 158 Trauungen, alſo 157 Prozent. Da die Re⸗ 
rung bereitwillig Zuibüffe in ſolchen Fällen leiftet, fo ift über die 

ition kein weiterer Beſchluß g faßt worden. . N 
kor Die Kapitel 128: Medizimnalweſen, und Kapitel 129: Dispoſi⸗ 
donsfonds, werden obne Debatte bewilligt und ist Damit das Ordi⸗ 


fn erledigt. Um 4 Uhr wird die Berathung abgebrochen, um 


N bir Aden ds zu Ende geführt zu werden. 
Brief- und Zeitungsberichte. 


UB. Berlin, 14. März. Im Laufe des Monats Mai wird der 
uch des Kaiſers von Rußland am bieſigen Hofe erwartet. Man 


— 


nimmt als beſtimmt an, daß während des Aufenthalts des Czaren in 
Ems eine Zuſammenkanft der Kaiſer von Deutſchland. Oeſterreich 
und Rußland ftattfinten wird. Ebenſo wird im Monat Mai bier 
dem Beiuche des Fürſten Mi an von Serbien entgegengefihen. — Die 
erſte Lſung des Dotationseinſtellungsgeſetzes findet am 
Dienſtag ſtatt. Es werden noch verſchiedene, das Geſetz verſchärfende 
Amendements geſtellt werden. 5 

— Die „Magd. Z.“ kann aus beſter Qzelle mittheilen, daß nun⸗ 
mehr die Kanzlerkriſis definitiv beigelegt iſt. Fürſt Bismarck 
wird nicht erſt im Laufe des Sommers darüber ſich ent⸗ 
ſcheiden, ob er bleibt oder geht, ſondern er hat bündige Erklärungen 
über ſein Verbleiben in allen ſeinen Aemtern abgegeben. Er richtet 
ſich im Hotel Radziwill ſo ein, daß er dort lange zu wohnen gedenkt. 
„Dies kommt von beſtunterrichteter Seite.“ 

— Graf Arnim ſcheint ohne Verbindungen mit der Preſſe nicht 
leben zu können. Die „N. Börſen⸗Ztg.“ will aus „ſehr gut informirter 
Quelle“ mittheilen können, daß binter der mit ſoviel Reklame ins 
Werk geſetzten, ſchon nach wenigen Wochen wieder eingegangenen 
„Berliner Preſſe“, welche bekanntlich ein „Weltblatt“ werden 
wollte, als Entrepreneur kein Geringerer als der Graf Arnim ſtand, 
— „er bat es verſtanden, ſeinen Antheil daran in ein geheimes Dunkel 
zu hüllen, das, wie wir glauben, ſelbt von den Redakteuren ſeines 
Blattes nur zum Theil durchſchaut worden iſt.“ 

— Der „R.⸗Anz.“ Nr. 62 publizirt das Geſetz, Maßregeln gegen 
die Reblauskrankheit betreffend, vom 6. März 1875. 

Ful da, 13. März. Wie der „Germ.“ telegraphirt wird, iſt heut 
der frühere Bisthumsverweſer Domdechant Dr. Laberenz geftorben. 

Münſter, 13. März. Heute Morgen ſollte der Biſchof zur Ab ⸗ 
büßung verſchiedener Geldſtrafen verhaftet worden. Die Verbaf⸗ 
tung mißlang der „Germ.“ zufolge, weil der Biſchof bereils um 6 Uhr 
nach dem Rheine“ abgereiſt war. 

Schwerin, 13. März. Der Großherzog hat den Antrag der 
Ritterſchaft auf Einleitung weiterer Verhandlungen in der Ver⸗ 
faſſungsangelegenheit zwiſchen Kommiſſarien der Regierung und ſtän⸗ 
diſchen Deputirten abgelehnt. ö 
. TTC 


fohsirs und Proninzielles. 
Poſen, 15. März. 

E. Für Frl Eckſtein findet heute (Montag) im Interimstheater 
eine Benefizvorſtellung ſtatt, auf welche wir um ſo lieber aufmerkſam 
machen, als die junge begabte Künſtlerin ſtets zu den fleiß gſten und 
ſtrebſamſten Mitgliedern der Bühne gehörte. Zur Aufführung gelan⸗ 
gen zwei kleine Luſtſpiele und die beliebte Operette „Hanni weint, 
Hanſi lacht“ 

— Im Herrenhauſe ſcheint der Entwurf des Vormundſchafts⸗ 
Geſetzes in Gefahr, da der Vorſtand der Neuen Fraktion deren Mil⸗ 
glieder zur entſcheidenden Abſtimmung am Montag telegraphiſch drin⸗ 
gend einzeladen hat. In Folge deſſen hat ſich Oberbürgermeiſter 
Kohleis geſtern nach Berlin begeben. 85 

— Wäbrend die deutſchen Kaſuiſten des kanoniſchen Rechts, be⸗ 
ſonders die Liebhaber des modus vivendi noch immer erwägen, ob die 
päpſtliche Bulle vom 5 Februar für alle Katholiken ver bind⸗ 
lich ſei, weil die Biſchöfe ſie noch nicht publizirt haben; verlangt die 
päpſtliche Geheimregierung in unſeren polniſchen Diözeſen bereits die 
ſtrengſte Befolgung der Encyklika, und zwar nicht blos von den Geift- 
lichen ſondern auch von den Laien. In einer Correſpondenz des 
„Kuryer Poznanski“ wird es den Laien als eine ſchwere Verletzung 
der kirchlichen Vorſchriften vorgehalten, daß ſie es wagen, in Ange⸗ 
legenheit ihrer Parochie mit den königlichen Diözeſanverwaltern in 
ſchriftlichen oder mündlichen Verkehr zu treten. Der Entſchuldigungs⸗ 
grund Weler, daß fie ja als Laien dem Erzbiſchof keinen Eid der Treue 
geleiſtet und keine Verpflichtungen wie die Geiſtlichen übernommen 
haben, iſt nach der Anſicht des „Karyer' nicht ſtichhaltig. Es beweiſe 
dies nur, daß „viele Leute bei uns den Katechismus vergeſſen haben, 
und nicht wiſſen, was die Kirche iſt, wie weit ihre Macht reicht und 
welche Verpflichtungen ihr gegenüber Geifilihe wie Laien haben.“ 
Nach der Veröffentlichung der letzten Encyclica können 
die Laien nicht mehr im Zweifel ſein, was ſie zu 
thun haben. Uebrigens enthalte dieſelbe nur dasjenige, was der 
Syllabus ſage und dieſer finde ſich in den Akten jeder Parochie Der 
Correſpondent giebt daher dem „Kuryer“ den Rath, durch den Abdruck 
des Syllabus alle Laien darüber zu belehren, welche Verpflichtungen 
fie der Kirche gegenüber haben. 

— Berichtigung. Vom Kreisſchulinſpektor Wenzel in Ramwitſch 
gb uns die Erfiärung zu, daß er dem Proteſte gegen die päpſtliche 

ulle ſich nicht angeſchloſſen habe, auch ſich nicht dazu für berechtigt 
halte, da er der kath. Religion nicht angehört. Eine Beitrittserk.ä⸗ 
rung katboliſcher Lehrer, welche in Abſchrift dem Abgeordneten 
Herrn Haucke zugegangen tft, hat er amtlich beglaubigt, weßha lb fein 
Name irrthümlich den Unterzeichnern mag beigezählt worden ſein. 

Frauſtadt, 14. März, [Proteſt gegen die Papſt⸗ 
Bulle) Geftern ging von hier eine Zuſtimmungsadreſſe ſtaats⸗ 
getreuer Katholiken an den Landtagsabgeordneten Herrn Hauck zu 
Berlin ab. Dieſelbe lautete folgendermaßen: 

Die unterzeichneten Katholiken hieſiger Stadt und Um⸗ 
gegend treten dem von den katholiſchen Mugliedern des Abs 
1 die nicht zum Zentrum gehören, am 27. Fe⸗ 

ruar d. J. erlaſſenen Proteſte gegen die zum offenen Aufruhr 
reijende neueſte Encyelika des römiſchen Papſtes von ganzem 
Herzen bei. 8 

Frauſtadt, den 13. März 1875. ; 

Hier folgen 31 Unterfhriften, von denen 20 aus bieſiger Stadt, zum 
größeren The dem Profeſſioniſtenſtande angehören; die übrigen zehn 
find Wirtbſchaftsbeſitzer aus nabe gelegenen Ortſchaften. Es iſt dies 
ein erfreuliches Zeichen aus unferer Gegend. Die Zahl der Unter⸗ 
ſchriften würde ſich verdreifacht haben, wenn die katholiſche Bevölke⸗ 
rung der Umgegend biervon Kenntniß gehabt hätte. Auch datte man 
Gelegenheit zu beobachten, wie eifrig die Ultramontanen ſich bemühten 
und noch bemühen, dieſer mit allen Kräften entgegenzuarbeiten. 


Staats- und Holkswirthſchaſt. 


== Berlin, 13. März. [Wöchentlicher Börſenbericht.] Das 
Geſchäft während unſerer gegenwärtigen Berichtsperiode zeigt ſich als 
ein ganz abſonderliches und haben wir Coursſteigerungen zu verzeich⸗ 
nen, die in den Analen der Börſen wohl vergeblich geſucht werden 
müſſen. Solche wilden Sprünge wie ſie diesmal vorgekommen ſind, 
entziehen ſich faſt jeder Beurtheilung, da ſie eben keine thatſächliche 
Begründung haben und find offenbar nur zu bedauern. Durch ſolche 
Vorkommniſſe wird der Geſundungsprozeß der Börſenverhältniſſe kei⸗ 
neswegd gefördert, im Gegentheil er wird aufgehalten und von Neuem 
in weite Ferne gerückt. Die Bewegung trat ganz plötzlich und für das 
Gros des Börſenpublikums unerwartet ein. Der Sonntägliche Pri⸗ 
vatverkehr ſtellte als Endreſultat Kurſe auf die die Schluß noli⸗ 
rungen vom Sonnabend um c. 10 Prozent für die internationalen 
Spekulgtionspapiere, aber in noch ſtärkerem Maßſtabe über: 


ragten. Zu Zeiten polniſcher Erregung wären ſolche Sprünge 
nicht jetzt gewinnen ſie aber eine ganz andere 
Bedeutung, und in der That präſentiren ſie ſich als Bropuft eines 


felhaft durfte fein Verlauf fein. 8 
einer allerdings kühnen Hauſſeoperation Pariſer Spekulanten zu thun. 

Ein Eiſenbahnunternehmer, Herr Philippart, der für feine Linien die 

nöthigen Kapitalien nicht beſchaffen konnte, machte ſich durch geſchickt 
ausgeführte Manipulationen zum rn und Meiſter des Creditmo⸗ 

bilier. Dies iſt augenblicklich die höchſte Stufe der Leiter, auf welche 

er das benbthigte Geld zu finden hoffte. Durch Ankauf der Aktien 
einer kleineren Bank, der Banque Frarcs⸗Hollandaiſe, durch eine 

provozirte und richtig beſetzte Generalverſammlung wurde er und 
ſeine Partner Verwaltungsrath des Inſtituls. Mit dem Gelde dieſer 

Bank führte er denſelden Streich gegen die Banque Belge du com⸗ 

merce et de Pınduftrie und jetzt auch gegen Creditmobilier. Die Herren 

Hausman und Erlanger mußten von der Verwaltung dieſes 
Inſtitutes ausſcheiden und den Herren Bbilippart, 
und Anderen Platz machen. In derſelben Generalverſommlung bes 

ſchloß man, das Kapital des Credit mob. zu verdoppeln, alſo um 80 

Million Fres. zu erhöhen und um die Parifer Börſe mit fortzureißen, 

wurde die Hauſſe in fo ſtürmiſcher und überrumpelnder Art in Scene 

geſetzt. Auch die politiſche Leidenschaft des franzöſiſchen Volkes wurde 

gereizt, indem man das Treiben als Revanche pour Sedan bezeichnete, 

Wohl iſt von hieraus in Paris gefixt, doch wird es die Zeit erſt leh⸗ 

ren, ob auch die Pariſer Spekulanten die Kraft haben werden, ihre 

über Nacht eingenommene Poſition behaupten zu können. 

Nach den auf allen Gebieten ſo bedeutend geſtiegenen Kourſen 
muß die Börſe durchweg fei genannt werden. Der Geſchäftscharakter 
war aber für die Spekulgtionswerthe zu erregt, die Koursbewegung 
zeigte ſich ganz unregelmäßig und ſelbſtändige Abfh'üffe kamen nur 
wenig zu Stande. Das Geſchäft war eben ein durchaus unregelmäs 
ßiges. Hier blieb man fo nüchtern, den Umfang der Geſchäftsab⸗ 
ſchlüſſe nicht zu vergrößern, man vegetirte, größere Firmen nahmen 
auch wohl Deckungen vor, die kleine Spekulation läßt jedoch ihr En⸗ 
gagement rubig e Die Kontremine hat ſich vom erſten 
Schrecken bald erholt und hofft dei ruhigem Ausharren den etwaigen 
Verluſt ſtark mindern zu können. Es dürfte überhaupt der Hauſſe 
noch ſchwer werden, durch Realiſattonsverkäufe ſich den Gewinn zu 
ſichern. Da die Kontremine vorläufig nicht zu Deckungen Aan 
iſt, da ihr bis zum Ultimo noch viel Zeit und Hoffnung blcibt, bo 
fehlen vor der Hand wenigſtens die Käufer. Den Intentionen uns 
ſerer Börfe liegt es im Uebrigen ziemlich fern, auf dem Gebiete der 
internationalen Spekulationswerihe mit Paris um die Hegemonie zu 
N willig überläßt ſie dieſer das Feld, ohne ihr eine Unterſtützung 
zu bieten. h 

Daß unter jo bewandten Umftänden und bei der Unregelmäßigkeit 
des Geſchäfts, welches dadurch, daß Brief: und Geldcourſe in anor⸗ 
maler Spannweite gegenüberftanden, ein febr erſchwertes war, ſich die 
Einielkeiten des Verkehrs der am entziehen, ift wohl gamzena⸗ 
türlich. Nur einge der weiteſten Coursſprünge wollen wir noch an ⸗ 
führen: öſterreichiſche Kreditaktien ſtieden von 402 bis 431, öſterrei⸗ 
chiſche Staatsbahn von 532 auf 590 — 95, ſchliet jedoch wieder 575. 
Lombarden gewannen eine Avance von 10 Mark, Galizier von 3 
Mark Di konto Commandit ging von 156 auf 170 und ſchließt 169,25. 
Laurahütte zog um circa 10 Prozent an, Dortmunder Union blieb 
in der Koursentwickelung überhaupt zurück. Die ſchweren einheimi⸗ 
ſchen Bahnen batten ebenfalls eine anſehnliche Kursſte'gerug erfahren, 
büßten dieſelbe jedoch in den letzten Tagen zum Theil wieder ein. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Wafner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Vertwortuanng. 
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Bis If Uhr Vormittags eingegangene Depeſchen. 


Verſailles, 15. März. Das Bureau der Linken genehmigte eins 
ſtimmig die Kandidatur Audiffret⸗Pasquier's für die Präſidentſchaft 
der Aſſemblée, obne vom rechten Zentrum das Verſprechen zu ver⸗ 
langen für Duclere als Vizepräſidenten zu ſtimmen. 

Bayonne, 15. März. Die Divifion Salamanca beſetzte die Bor 
fitton des Monte gerante bei Portugalete, welche das Thal von Some 
moroſtro und die Straße nach Bilbao beherrſcht. 


Telegraphiſche Vörſenberichte. 


Breslau, 13 März, Nachmittags (Getreidemarkt). Spiritus 
pr. 100 Liter 100 pCt. pr. März 55, 8), pr April⸗Mai 56, 20. Juli⸗ 
Aug. 58, 00. Weizen pr. April⸗Mai 173, 00. Roagen pr. r3 
144, 00, or Avril⸗Mai 143, 09, per Juni⸗Juli 144, 00. Rübdı 
pr. März 53, 50, _ pr. Avril. Mel 53, 50, pr. Mat- Juni —, —. 
pr. Sept. Okt. 57, 50. Zink feſt. Wetter: Trübe. 

Köln, 


16, 25, pr. März 15, 15, pr. Mar 14, 60. pr. 
Juli 14, 20. Hafer loco 20, 00 pr. März 19, 05, vr. Mai 17, 80. 
pr. Juli 16, 80, Rüböl ruh., loko, 30, 40, pr. Mai 30, 40, pr. Of 


tober 31, 50. 
. (Schlußbericht). Standard 
u 


Bremen, 13 März. 
white loco 12 Mt. 50 Pf. Ruhig. v 
Getreidemarkt. Weizen lofo feſt, 


„ 13. März. 
auf Termine beh. Roggen loko ruh., auf Termine beh. Weizen 
126-pfd. pr. März 1000 Kilo netto 185 B., 184 G., pr. April⸗Mai 
1 Kilo netio 185% B. 184% G., Mai Juni 1000 Kilo a 
1 


186% B., 185% G., pr. Juni Juli 1000 Kilo netto 187 B., 
G. pr. Jui Auguſt 1000 Kilo netto 189 Br., 


M 46 G., 
146 B., 145 G, pr. Juni⸗Juli 1000 Kilo netto 145 B., 
Gd. pr. Juli » Auzuſt 1000 Kilo netto 144 Br., 143 Sd. 


pr. Mai = Juni 
April 79 25, pr. Mar 
Spiritus matt, pr.; 
Wetter: — f 

Paris, 13. März, Abends Auf dem Boulevard wurden An⸗ 
leibe von 1872 zu 103, 60, Türken von 1865 zu 44, 15, Spanier exter. 
zu 20% und Spanier inter. zu — — gehandelt. 

Liverpool, 13. März, Nachmittags. Baumwolle. (Sch 
bericht): Umſatz 12000 B., davon für Spekulation und Export 1 
Ballen. Amerikaniſche Verſchiffungen unthätig; volle Preiſe. 

Antwerpen. 13. März, Nachmittags, 4 Uhr 30 Minuten. 
Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen ruhig. Roggen ſtetſg, fran⸗ 
zöſiſcher 19%. Odeſſa —. Hafer nachgebend, file ſcher — Kö. 
nigsberger Gerſte ruhig. 3 

Petroleum Markt (Schlußbericht). NRaffinirtes, Type weiß, 
loko 31 bez. u. Br., pr. März. 31 dez. 31 Br. pr. April 31% Br. 
5 = 33% bes 34 Br, pr. Sept-Deyembr. 34 bez. 34% Br. 
Weichend. 


Berlin, 13. März. ie — 5 
meter früh + 1° R. Wittern 


Barometer W, 3. Thermo⸗ 


18 Sen ih ſehr wenig beachtet und hatte ge⸗ 
ge Pr behauptet. 2 Haltung befeſtigte ch 
A bald umd Brite hoben ſich etwas. Waare ift heute ein wenig 
reichlicher zugeführt worden. Feine Sorten wurden [onen vergriffen, 
abfallende verkauften ſich langſam. — Roggenmehl in feſter Haltung 
— Weizen iſt ziemlich rege zu anziehenden Preiſen gehandelt worden; 
erſt zum Schluß wurde die Haltung etwas ſchwächer. — Hafer loks 
in recht gedrückter Haltung, Termine hingegen fefter. — Rübhl ohne 
weſentliche 3 Gekündiat 300 Ctr. fündigungspreis 565 Rm. 
ver 100 Rilogr. — Spiritus Pak bei vermehrter Kaufluſt ſich merk: 
lich im Wethe gebeſſert. 
Weizen loko per 1000 Kiloar. 162-198 Rm nach En gef. gelbe: 
per dieſen Monat —, April War 181,50 182,50 Rm Mat⸗Juni 
188181 Nm br, Juni⸗Juli 185 187 — 188,50 Rm. br. Juli Auguft 
186—187 50 Rm. bz. — Roggen loko per 1000 Kilgr. 143 -160 Mm. 
nach Qual. gef., inland. 152 9158 Rm. ab Bahn bz., ruſſiſcher 142,50 - 
150 do,, per dielen Monat 149,50 —150 Rm. oz, März⸗April do., Kruh⸗ 
lahr 14-149 Rm. 55. Mar- Juni 144-145 Nm. bn, Jum Jult 143— 
ae; Breslau, 13. März. 
Still und Abwartend. 
10 81 76 de. junge —. Oberſchleſ. 143, 00. R. Oder⸗ 
157 t. A. 800 76. do. do. Prioritäten 111,00 Framoſen 570,00 Vom⸗ 
den 245, 50. Italiener —. Silberrente 69.89 Rumänier 3525 Brest. 
950 ntobant 80, do. Wechslerbank 76, —. Schleſ. Bankv. 102 75. 
Kreditaktien 428, 50.Raurabütte 115, 50. Oberſchlef Eifenbahnbed. 53,26. 
Defterreih. Bankn. 183,40 Aufl. Banknoten 283, 40 Schleſ. Ber and 
dank 92,25 Ondeutſche Bank —. Breslauer Prov. eg —.—. 
Kramſta 88 00. Schleſiſche Zentralbabn —, —. Bresl. Oelf. 
delegrapbiſche Korreſpondenz für Honds-Kurfe, 
Hurt a. M., 13. März., Nachmittags 2 Uhr 30 Min. 


Baer 834. 
5 Londoner Wechſel 205, ee 47 81.60. Wie⸗ 


gane Wechſel 1 e 285% 178 Lombar⸗ 
) 122%. G 22 00 b.. 16854. Nordwentbahn 148. 
A 215%. R Ruſſen 1872 10246, Silber⸗ 


69%: 8 6575 ler 1010 118% 1864er Looſe —, —. 
Ben de 1832 99%. Deutſch⸗öſterreich. —. Berliner Bankverein 
83. e Bankverein 83. do. Wechslerbauk 83. Bank. 
aktien Meininger Bank 91%. Habn che Effektendank 113%. 
En er Bank 14550 Brüſſeler Bank 106%. 
ft, beſonders Kreditaktien. Geld leicht erhältlich, jedoch etne 
Kleinigkeit theurer. 
7027 für Kreditaktien 30 Pf., für Franzoſen 40 Pf. 

Nachbörſe: Kreditaktien 217%, FFranzoſen 285%, Anglo⸗Auſtr. 

—, Lombarden 122%, Galizier —. 


) per medio reſp. per ultimo. 


Berlin, 13. März. Die heutige Börſe eröffnete in recht feſter 
Tendenz und entſprach inſofern den vorliegenden auswärtigen Noti⸗ 
rungen, Im Allgemeinen aber entſprach dieſe Feſtigkeit nur der Re⸗ 
en eit der Spekulation, die ſich beute nach keiner Richtung hin 
auf größere gut e ents einließ. Im weiteren Verlaufe der Börſe 
trat dann eine dſchwächung ein, die die gewöhnliche Sonnabenaſtem⸗ 
mung der Börſe noch ſchärfer hervortreten ließ. Der Börſenſchluß 
war dann wiederum als ziemlich feſt zu bezeichnen. 

Der Kapitalsmarkt bewahrte ſeine feitberige aünſtige ab 
wäbrend die Kaſſawerthen anderer 1 RARSLEEIIE ſich mehrfach nur 
ſchwach behaupten konnten. Die Umſätze kamen in ihrer Geſammtheit 
nicht über enge Grenzen hinaus und nur vereinzelt hatten per ultimo 
gehandelte Werthe ſich regeren Verkehrs zu erfreuen. 


Italtentſche Anl. 5 72 20 bz G 
Jonds⸗ U. Aclienbörle | 3:04 8 8 
Sri Wente g 8860 . 
4 Ren 60 
h Berlin, 24 8 Se tüberrente 11] 69 90 I) 8 
' Deutſche 5 do. 250 fl. Pr. Obl. 4115/00 B 
Ersnſolidirte Anl. 44055 19500 bz I 2. 100 fl. Kred.-L. — 360,50 B 
ö . eihe Ahr 20 bz do. 51 0 1860 , 5 den 1 B 
do. Pr. - 1 — 
Stefanie, 30 91,25 bz ba. Bobente 87.78 5 
rm. St. Anl. 185534138, etw bz B Poln. 0. 1 55 00 & 
urb. A0THIr.Obl-|— 239,50 B Gert.A. 3008. 00 bj 
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do. 
K. u. Neum. Schld. ni do. Pfdbr. III. Em 4 33.90 & 


Oderdeichbau⸗Obl. a4 101, do. 
Bert. Sladt-Obl. 5 102, 50 bz do. Ligu.-Pfandb. 1 70,60 B 
do. 1 1 95 — — Mu 7 70 1 75 3 B 
N ' anz. Anl. 71. 72.5 |10: 
Berl. Börſen-Obl. 5 101,00 Rumän. Anleihe 8 105,40 0 kl. 106, 
liner 4101 b B Ruff. Bodenkredit 5 | 92,40 65 
do. 06,30 bz do. Nicolai-Obl. 4 86,60 G 
Kur- u. Neur. 36 89,50 65 & Ruff. «engl. A. v.62 10550 5 
do. do. 4.96, bz be. . 3 75,00 
do. neue 4,103, bz v. 705 105,00 G 
Oſtpreußiſche 87,25 9 55 5. Stiegl Anl. 5 86,60. G 
“| do. do. 96,20 5 97,75 G 
4 . — 30 102,10 G b. eng 176, 
0. de, 5 — — 6615 Ziehung 
Pommerſche 134] 37, bz © Turk neh 18555 43,90 bz B 
do. neue 96,00 bz do. 69 6 | 57,00 pf 
gie he nen 840 % de. de. tene 58,00 bz 
chleſiſche 50 bz do. Eooje Ge 103,70 bz 
Weſtpreußiſche 31] 86,50 bz Ungariſche Looſe — 176,50 bz G 
* Be "a 888 „ | 9. f 93,40 B 
do. do. 4101,80 bz do. J. Em. 6 92 30 bz G 
Kur- u. Neum 4 | 97,90 bz N Bank- und Kredit⸗Aktien und 
ommer ſche 97,25 G Antheilſcheine 
oſenſche 96,90, 54 BEL. Sprite rede) | 3 10.6 8 
Preußiſche 7, Barm. Bankverein 5 B 
Khein. seht. 93,40 bz Berg.⸗Märk. Santa 0 @ 
„ 
' o. Bankverein 3,75 bz 
N 5 Pi 1. He ir 90 do Kaſſenverein 1 247,00 © 
0 83 N en 4 117,00 bz 
Pr. 85 Cid. e 10325 bl ® echslerbank 5 98,50 bz G 
&.untiudb. 1 0 105.80 5 8 — Prod. . Odlsbt 35 88,50 bz G 
Do yp.Pr.B.|5 105,80 bz 85 5 d ger 4 86, 
r. Etlb.-Pfdb. kdb. 1 1 = Bk. f. ddw. Kwileck 5 62, 2 
do. (11 rückz.)unk. 5 10 80 b Braunſchw. Bank 4 102,75 bz G 
e 5 102 99 Bremer Bank I 111, 
hein. Prov.⸗Obl. 4/101, ‚50 3 Ctralb. f. Ind. u. H. 5 78, bz G 
nhalt. Rentenbr 98, Centralb. f. Bauten 5 52,50 bz G 
Meininger Loofe . 19,80 b} G Coburg. Creditbank ! 86, 
n. a: 4 1100,50 B Danziger Privatbk. 4 117,50 G 
Seen 186603 173,00 G Darin Kred. 1 145,00 6 
lden urge Looſes 132.50 bz Zettelbank 4 102,60 bz G 
Bad. St.⸗A. v. 18664310200 G Re Kreditbk. 4 86, 
do. Eifb.⸗P.-A. v.67 4 121,90 G Berl Depoſiteubank 5 96,75 G 
Venebad. Bft. Loofe 14, 5 6 Deutſche Unionsbl.4 | 73,50 by @ 
Badiſche St.⸗Anl. 1105,90 G c. Commandit 4 170, bz G 
Bair. r.-Anlei e. 4 111725 G Get Eredbk. . Lig. — — — 
Def. St.⸗Präm.-A. 3117,25 © Geraer Bank 4 95,60 bz G 
Tübecker do. 5 a B Gewb. H. Schufter 4 60, bz G 
Mecklenb. Schuld 5 8 20 8 Gothaer Pribatbk. 4 98,90 G 
Töln⸗Mind. 4. 3 109,50 b G Hannoverſche Bank! 103,50 bz G 
Ausländiſche Fonds. Königsberger B. B. 4 | 83,50 & 
Amer. Anl. 1881 6 103,80 8 Leipziger Kreditbk. 4 144,60 bz 
do. do. 1882 gek. 6 99,10 G Luxemburger Bank 1 114,25 B 
do. do. 1885 6 102,30 bz Magdeb. Privatbk. 4 108, G 
Newpork. Stadt ⸗A. 7 101,90 bz B Meininger Kredbk. 4 91,50 G 
do. Goldanleihe 6 100, Moldauer Landesb. 4 50, G 
Finn. 10 Thl.Looſe — 39, 6} Norddeutſche Ban; 4 140, G 


144 Am bz, Ane —. 


181 Rm. nach D Naa en — Gerſte loko per 1000 Kilgr 129 - 
Nm. nach Q 


— a en per 1000 Kilogr. 158—187 
„ oſt u. 12 7 — 8 


251 2 55 60 Rm. 


— 1 — * konat 976 Km nom, März April do. 
April Dean 587 -58,8 Nm bz. Mai⸗ Juni do., Juni⸗Jult 593 59,8 
Rm. dr, Juli⸗Auguſt 60 3 60.8 Rm. bz, Aug. ⸗Sept. 60,8 61.3 Rm Br. 
— Mehl. Weizenmehl Yer. 0 25,75 2475 Rm., Nr o u. 1 2450 - 


Frankfurt a. M., 13. März, Abends. [Eftetten⸗Soztetät. 
Kreditaktien 217%, Framoſen 11 Lombarden 124, Galisier 208%, 
ar en — Silberrente 69%, 1860er Looſe 120, Spanier 

8. ehr feſt 

8 13. März, Vormittags 10 Uhr 30 Minuten. Kreditaktien 

38, 00, Franzoſen 313, 00, Galuter 231, 50, Anglo Auſtr. 148, 00, 
N 113, 80, Lombarben 137, 50. Papierrente — Sehr fen. Kre⸗ 
ditaktien ſehr lebhaft. 

Die „Neue freie Preſſe“ erfährt aus unterrichteten Kreiſen, daß 
die Supperdididende der öſterreichiſcheu Bankgeſenſchaft ungefähr 6 
F.. per Aktie betragen werde. 

Wien, 13. März, Nachm. 11 Uhr 10 Min. Kreditaktien 238,87, 
fFranzoſen 312,00, Galiger 231.00, Anglo Auſtr. 148,75, Unioabank 
115, 00. Lombarden 136,75. Sehr feſt und lebhaft. 

Wien, 13. März, Nachm 12 Uhr 10 Min. Kreditaktien 239, 25 
Franzoſen 312 50. Galizier 231 25. Anglo Auſtr. 148,75. Umonbank 
114,75. Lombarden 136,75. Seyr animirt. 

Wien, 13. März. Fortgeſetzte Nealiſirungen drückten. Spekala⸗ 
tionswerthe erlitlen in Folge deſſen einen mäſſigen Rückgang. Bahnen 
und Anlagewerthe waren wenig beachtet. 

[(Schlußcourſe.] Papierrente 71, 70. Silberrente 76, 00. 1854er 
Looſe 104, 50. Bankaktien 963.00. Norovahn 1970. Kreditaktien 
237, 10. Fran oſen 314, 00. Galhier 231, 00. Noroweſtbahn 161, 70. 
boo. Lit. B. 80, 20 London 11, 35. Paris 1 05. Frankfurt 54, 1 
Böhm. Wendayn —. —. Kreditlooſe 169, 50 1860er Looſe 112, 50 
Lomb. Eiſenbahn 138 00 1864er Looſe 138 50. Unionbank 112, 50. 
Anglo⸗Auſtr. 146, 50. Auſtro⸗türkiſche —, —. Napoleons 8, 88%. Du⸗ 
katen 5, 24. Sılbertoub. 104, 70. Elkſabetbbahn 187.25. Ungariſche 
Prämienanleihe 83, 50. Preußiſche Banknoten 1, 63% 


Der Geldſtand zeigte wiederum keine weſentliche Veränderung; 


im Privatwechſelverkehr hatten Diskonten feinſter Briefe bis 27 pCt. 
angezogen. 


Von den Oeſterreichiſchen Spekulationspapieren gingen Kreditat⸗ 
tien und Franzoſen verhältuißmäßig lebhaft zu wenig veränderten 
Kurſen um, Lombarden blieben ruhiger und behauptet. 


Die fremden Fonds und Renten verkehrten in ziemlich ſeſter Hal⸗ 
tung ruhig; Türken waren anfangs angeboten, ſpäter ſteigend, Ita 
liener ziemlich lebhaft, Oeſterreichiſche Renten etwas ſchwäͤcher, Ruſ⸗ 
ſiſche Pfundanleihen theilweiſe gefragt. 


Deutſche und Preußiſche 3 ſowie landſchaftliche Pfand⸗ 


Nordd. Gr. Cr A. B74 103,90 bz G Brteg⸗Neiſſe 44) 98,25 G 
Oſtdeutſche Bank 1 78, 50 0 b5 G Koſel.Oderbere 4 93,50 B 
do. Produktenbk. o. 1. Em. 5 103,60 & 
Deſterr. Kechitban 5 1650 bz 2 Zweigb. a 2, 25 G 
Prov.⸗Bk. 41 40 005 rare nei B 
do. Prov. Wechl. Bk. 4 0,50 G m 100 B 
Pr. Bod.⸗K.⸗A.⸗B. 4 107,70 bz G . 1. Em. 44100, B 
do. Bankantheile 43 152,75 bz Oftpreuß. Südbhn. 5 103,50 & 
do. Ctr.⸗Bd. 40pr. 5 120, bz Rechte Oder⸗Ufer 1. 5 103,60 bz G 
Roſtocker Bank 4 106,00 etwöz c Rhein. Pr.⸗Oblig. 5 93,50 — 
Sl Bank 4 119,40 bz B de. v. Staate gar. 35 87,00 & 
eſ. Bankverein 4 102,5 G doll. v. 1858 u.60144| 99,75 B 
Shringer Bank 4 92 90 6 do. 1862, 64, 65/4 99,75 G 
Weimariſche Bank 4 1,88 Rhein⸗Nah. v. St.g. 43 102.60 G 
Prß. Hyp. Berſicher. 4 129, 60 9 G — 8 II. Pu we G 
u, eswig 
ee er hiring Y 2 h 1900 B 
aden« 1, 0 1 00, 
he 11 2 24 5750 8 . . S 44 93.25 8 
II. 5 | 99,00 G 1 Er Nat 4 100, - 
Bu iſch N 44 98,50 & alz. Carl-Ludw 93 75 bz G 
Non. 25 98,50 G Kaſchau Oderberg 5 | 77,10 bz 
A Ser. 3 v. St. g. 3 84,70 B Oſtrau⸗Friedland 5 72,00 bz 
do. Ii. 1 35 84,70 bz Ungar. Nordoftbhn. D 4 66,20 bz G 
do. IV. Ser. 1 98,50 bz G do. Oftbahn 5 62,40 G 
do. V. Ser. 1 97,30 bz G n 71,79 65 B 
do. VI. Ser. 1 97,30 bz G U. Em. 5 | 78,00 & 
do. Düſſeld.⸗Elb. 1 99,50 G UI. 5 5 70,80 B 
do. II. Ser. 4 97,50 G Wehe Gren un 71.25 G 
do. Dortm. Del 90,50 G Deſterr Franz 080 670 Fi 630 
de „Ser. 4 98, G Oeſtr. Nordwefth. 5 
do. Nordbahn) 5 103,00 B Sn tr. Bhn (Lb.) 3 2812 25 
Berlin ⸗Anhalt 497,00 G omb. Bons 
do. do. 4100,50 B de 187516 101,50 G 
do. Lit. B. 4440050 B do. do. de 187606 102,70 bz G 
Berlin-⸗Görliz 5 104,25 © do. do. de 187/816 1104,60 
Ae He 4 | 94,60 & Czarkow-Azow 5 100,10 bz G 
II. Em. 4 | 9450 G File ⸗Woroneſch 5 } 
u 79 Mab Kozlow⸗Woroneſchſß 100,70 bz G 
1. 5. 1 93,60 G Kursk⸗Charkow 5 100,20 bz B 
Ark 014 | 92,00 G Kurft-Kiem 5 101, bz 
Berl. Stett. Il. Em 1 | 93,50 bz Mosko⸗Rjäſan 5 101,10 bz 
do. Il. Em. | 93,50 bz Sie Se 5 100,80 bz G 
do. IV. S. v. St. g. 1103,25 ® eee 10 19980 3 
do. VI. Ser. do. 4 | 93,50 bz Barfgaue 1 @ 
Bresl. 7 -Frb. 4 97, bz G a . 
Köln- Krefeld 4 96,50 bz ee Be pe 
Köln⸗Mind. Im. 4100, 7 B kleines 1100,20 ba 
do. us Bis); 104,25 & al ga n Stamm: 
do; 4,194, B en. 
do. i. En. 4 92, 50 bz G Aachen⸗Maſtricht 4 31,25 bz G 
a 78 Em 4g 93,25 Altona⸗Kieler 5 1110,90 G 
V. Em. 4 92,50 bz Amſterd.⸗Rotterd. 4 103,10 bz 
Hale Seran Bub. 5 94,50 G Bergiſch⸗Märklſche 4 84,50 bz 
Märkiſch⸗Poſener 5 100.00 bz Berlin⸗Anhalt 4 120,50 bz G 
1 3 98,75 G Se 4 67,50 B 
do. do. 98,75 B do. Stammpr. 5 99,00 bz G 
do. do. 15130 98,75 G Balt. ruff. (gar.) 3 56, bz G 
do. Wittenb. 3 73,25 bz B Breſt⸗Kiew 5 161, b 
Niederſchl.⸗Märk. 97,25 bz G Breslau Warſch. S. 5 36,50 9 
do. II. S. a6 a 95,75 6 Berlin⸗Hamburg 4 184,00 bz 
do. c. I. u.! 97,25 bz G Berlin⸗Ptsd.⸗Mgd 4 79,25 bz G 
do. con, III. Ser. 4 97, @& Berlin-Stettin 4 134,90 bz 
Oberſchl. Lit A. 5 92,50 G Böhm. Weſtbahn 5 86 bz 
do. do. B. 33) 35,00 G Breſt⸗Graſewo 5 44,80 bz 
do. do. . 92,25 G Bresl.⸗Schw.⸗Frb. 4 | 8625 bz G 
do. do. D. 92,75 B Köln⸗Minden 1 113,50 bz 
do. do. E. 3] 85, B do. Lit. B. 5 105,00 G 
do. do. F. 45,100, 50 G Crefeld Kr. Kempen 5 1,40 bz 
do. do. G. 1451100, G Galiz. Carl⸗Ludw. 5 — 50 bi G 
do. do. H. 4101,60 & Halle-Sorau-Gub. 1 G 
do. Em. u. 18695 103 80 G do. Stanunpr. 5 41 40 bz G 


Druck und Verlag von W. Decker u. Concp, (c Güde m Poſen. 


Pivatdiskont 3% pCt. 
= 6proz. ungar. Schas bonds II. Emiſſion 90%. 


per 100 Ktlogr. 
Klong. Sten 
do, 


Waromerxe 460 


— Bien 5 Tberm Wind. Woltenform 


dg 2 2 * 83 0 0 
Ahrıds. 10 00 285 897 

Morgz. 61 28” 
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Morgs. 6 


13. Marz AR x 3 bedeckt. Sr. 
3°4 O ı 


bedeckt. St. 
heiter. St. Reif. 
ganz beiter. 


422 
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Voſen, am — März 1875 12 Ubr Mittags 1 22 Meter. 


* 8 


SF, Moggenmey Nr. 0 23.25. 22.25 N., Nr. C u. 1 21.25 20,25 Rm. 


London 13. März, Nachmittags 4 Uhr 
In die Bank floſſen beute 17.000 Pfd. Sterl. 
Spanier 23. ee ungar. Schatzvonds 92%. 


Konſols B%. Italieniſche proz. Rente 71%. Lombarden 12% 
5 proz. Ruſſen de 1871 100 5proz. Ruſſ. de 1872 102% Silber 57 be. 
Turk. Anleihe de 1865 43% 6 proz. Turten de 1889 57%. 6 pie 
Vereinigt. St. pr. 1852 104%. do. 5 pCt. fundirte 105%. Defterreidh- 
Silberrente 68%. Oeſterr. Papierrente 65%. 


Paris, 13. März, Nachmittags 1 Uhr 30 Minuten. Zproß. 
Rente 65,35, Anleihe de 1872 103, 15, Italiener 71, 55, Franzoſen 
702,50, Lombarden 310, 00, Türken 43, 92%, Spanier 22 Matt. 


Paris, 13 März, Nachmittags 3 Uhr. Spanier exter. 22%. 
do. inter. 17. Matt. 

[Schlußkurſe.] 3 5 7 Rente 65, 42%. Anleihe de 1872 103 227 
Hal. 5proz. Rente 71, 60. Ital. Tabaksaltien — Franzoſen 703, 8 
Lombard. Eiſenbahn⸗ Aktien 308, 75. Lombard. Prioruaten 252 
Türken de 1865 43,87%. Turten de 1869 299 00 Türkeulooſe 132, 0 


New⸗ Fork, 12. März Abends 6 Ubr Sa Höchſte 
Notirung des Goldagios 15%, niedrigſte 15%. Wechſel auf London 
in Gold 4 D. 82 C. Qoldagto 154. % Bonds de 1885 I 
neue 5proz. fundirte 115. Bonds de 1887 119%. Grie-Babıu 27%: 


Sen: Dorf 164. Baumwolle in New Orleans 15%. Mebl 


50. 10 0 
Raff Petroleum in New Pork 15. do. — 14%. Rother 
Frühiahrsweizen 1 ais (old mired) 91 uder Gral? 


„affe 10) 17K. Getretdef racht 70 
— nn nn — nn nn nn nn nn nn nn nn — 
und Rentenbriefe batten zu faſt unveränderten Surfen theilweiſe ziem“ 
liche Umſätze für ſich. g 

Prioritäten blieben behauptet und rubig; Preußiſche 4 und 4 
Prozent traten mehrfach in Frage, desgleichen Lundenburg⸗Grußba⸗ 
cher Prioritäten. 

Auf dem Eiſenbabnenmarkle erregten Köln⸗Minden und Rbeiniſche 
größere Aufmerkſamkeit, während Berliner Deviſen und leichte Bab’ 
— ſtill b ieben. Galizier und Nordweſtbahn waren ziemlich feſt u 
ruhig. 

Bankaktien und Induſtriepapiere waren behaupiet und mäßig 10 
boft. Diskonto⸗Commandit⸗Anleithe, Laurahütte und ander Hauptde“ 
viſen höher und lebhaft. 


2 50 8 1 u 7 bz G Induſtrie⸗Papiere. 
öbau-Zittau 72 
gitt a 13,60 „ % Ager argen n —; 72,10 5 @ 
wigsha Aue. 4117590 5 See e f 
70 bz * „ 
Se ee 5 27,00 3 do. * 2 54.50 G 
a 0 8 do. Brauer. Ar — 91, 
Marhebumn. Halb. 4 79,50 bz Br 9 104.25 
do. St. Prior. B. 3 66,00 ba C — Neuß wi 53.50 8 
Magdeb.-Leipzig 4 220,25 bz Bresl. Br. Wiesner — 24. G 
Naim eudpigel 1 120. Der. Stahl A. 3650 & 
Mainz-Ludwigh. 1 120, b} — IP 
E Elbing. M. Ciienb. — 0,50 ei 6 @ 
Niederſchl. Märk. 4 | 98,75 bz Flora U Ge Ber — 1750 G 
Nordh. Erf. gar. 44,50 6 © Forster, Tuchfabrik — 49, G 
do. Stammpr. 4 39,00 G Gummifbr Fonrob — 44,25 G 
Oberheſſ. v. St. gar 3 74,70 bz Hannov. Maſch. G Er 
Oberſ. Lt. A. Cu. D, 143,50 bz G (Eg eftorf) > - 42, 66 
do. itt. 7 29 bi © Kön. u. Laurahütte — 118,57 bz 
7 tom) 5 227 8 Königsberg Bulkan — 25, E 29, ® 
Oftpruß. Südbahn 1 | 42,50 b G Abbe 89 275 1 6 
do. Stammpr. 5 78, bz G MN batte > 3 
Rechte Oderuferb. 5 8 Minnie Eben ab * 50 8 
bo. Stamm 715 Redenhüttedlkt 8 — 23, 58 
Neichenverg⸗Pard. 4} 19,75 5 Saline u Soolbad — 45, b ' 
Rheinifche 4 119,25 bz Schlei Lein Kramft — 87, 6 0 
Rhein⸗Nahebahn 1 21, bz G Wollbant Woll. ein 
F 
targard⸗Poſen . ‚ 
Rum Gifenbahn 5 35,70 8 Verſicherungs Aktien. 
anne er Weftb. 4 14,10 G A.⸗Münch. F. V. G. — 7800 G 
nion 4 9, G Aach Rück⸗Verſ. G. — 1638 G 
dee 4 112,25 G Allg. Eiſenb. Bi. G. — 1480 B 
gar. 4 90,25 etw bz Berl. d. u. W. B G. — 700 G 
Tamines Landen 4 | 7,00 b do. Feuer ⸗Verſ. G. — 1150 & 
Warſchau⸗Wiener 5 257, 50 6 do, Hagel⸗Aff.⸗G. — 480 & 
do. Lebens⸗V.⸗G. — 2000 & 


Golonia, F - B.-G. — 5840 W 


Gold, Silber u. Papier ? erregt V. G. — 1960 B 
W Deutsche F.-G. G. — 612 & 

Louisdor — —— do. Trſp.⸗VB. G. — 450 6 
Souvereignz — 20,50 bz G 8 950 bz 
Napoleonsdor u 16,34 bz Düffeldarf. 11170 8 
Dollar — 4,19 bz Elberfeld. 8.80 — 2480 G 
Imperials — 16,775 bz Fortuna, Allg Vrſ. — 839 G 

—.— Banknoten — au bz Germania, L. V. G. — 45, B 
do. (einl. i. Leipz 21 99,75 bz Gladbacher F. B. G. — 1195 w 
Oeſterr. e 183,10 bz Kölniſche Hag B. — 300 2 
do. Silbergulden 3 do. Rückverſ.Geſ. ur G 
Ruff. Not. 100 R. 1983,45 bz geipzigerßeuerv. G. — 6010 B 
1 All. Unf. V. 300 
ige: 3 — 10 
el⸗Kurſe. do. Hagel⸗Verſ. G. — 200 

. do. Naben V.⸗G. — 285 G 
Berliner Bankdisk. 4 do. Rückverſ.⸗Geſ. — 520 G 
Amfterd. 100 fl. 8T. 3 im, 95 bz Mecklenb. Lebensvſ.— — — 
do. do. 2M. a 174,70 U Nieder. Güt. Aſſ. G. — 650 & 
London 1 ftr. ST. 3 20,595 dz Nordſtern, Leb. P. 8 — 599 B 
Paris 100 Fr. 8 T. 3 | 81,65 bz Preuß. Hagelvrſ G. — 59 ® 

do. do. 2M. 4 — — do. Hen — 129 60 G 
Belg. 3 100 do. Lebens⸗V.-G. — 305 B 
8 T. 1 | 81,55 bz do. Nat.⸗Verſ. G. — 655 @ 

do. 100 Fr. 2M. 43 81.15 bz 8 B.⸗G. — 318, @ 
Wien 20 fl. 8 T.5 183,30 bz P en — — — 
do. 2M. 5 1182.00 bz — 1186 B 

Augsb. 100 . 2M. 5 170, G S 8 ax de. — 180 B 
Leipzig 100 Thl. ST. 598 — Schleſ. Feuer⸗B. G. — 5600 3 
Dee, 158 5 6 2er 90 3 Tburingia, Ber G. — 322 B 
Union, Hager — 1 336 8 


Wart. 1008. 1 6 285 30 15 do Ser n. Fl. -L. 


